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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
einmal, 


Unftalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
> 1 2 den übrigen Tagen zweimal erscheint 


Wr. 552. Mittag Ausgabe. 


Fünfundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Mittwoch, den 25. November 1874. 


Deutſchland. 
* [3 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
16. Sitzung des Reichstages. (24. November.) 
11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Delbrück, Leonhardt, Fäuſtle, von 
Mittnacht, Ge Rath Friedberg u. A. 5 
Ein Schreiben des Reichskanzlers ſetzt das Präſidium des Hauſes davon 
in Kenntniß, daß das gegen den Abg. Franſſen eee einge⸗ 
leitete ſtrafrechtliche Verfahren dem Beſchluſſe des Reichstages gemäß für die 
Dauer der Seſſion eingeſtellt worden iſt. — An Stelle des aus der Budget ⸗ 
commiſſion ausgeſchiedenen Abg. Lasker iſt der Abg. Grumbrecht von der 
betreffenden Abtheilung gewählt worden. 8 5 
Auf der Tagesordnung ſteht die erſte Berathung der drei großen J uſtiz⸗ 
Ne betreffend die Gerichtsverfaſſung, die Strafprozeßordnung und die 
iwilprozeßordnung nebſt den betreffenden drei Einführungsgeſetzen und zwar 
wird es bei der allgemeinen Discuſſion über die erſte Vorlage den Rednern 
nicht mat fein, auch die beiden anderen in den Kreis ihrer Beſprechung 
zu ziehen. 

Zunächſt as das Wort der Bundesbevollmächtigte, preußiſche Juſtiz⸗ 
miniſter Dr. Leonbardt: 

Die verbündeten Regierungen haben Ihnen dieſe drei Geſetzentwürfe vor⸗ 
gelegt und werden Ibnen noch weiter vorgelegt werden, die Geſetzentwürfe 
über das Concursverfahren, die Rechtsverhältniſſe der beim oberſten Gerichts⸗ 
bof fungirenden Rechtsanwälte, und das Reichejuſtizamt. Alle dieſe Geſetze 
ſtehen in einem gewiſſen Zuſammenhange, doch nicht in einem ſolchen, daß 
ſie nothwendig zuſammen vorgelegt werden müßten. Sie ſind ſämmtlich 
bon eingehenden Motiven begleitet, für welche jedoch die verbündeten Regie⸗ 
rungen die Vertretung nicht übernehmen, weil eine Prüfung der Motive, 
chon wegen der Kürze der Zeit, nicht einmal in dem Juſtizausſchuſſe des 

undesrathes, geſchweige denn im Bundesrathe ſelbſt stattgefunden bat. 
Dieſer Umſtand wird jedoch für Ihre Berathung kaum von Bedeutung fein. 
Die Molive ſind von Männern, welche den Arbeiten ſehr nahe ſtehen, mit 
fo viel Sorgfalt als Einſicht gearbeitet: fie legen Ihnen die Mannigfaltigkeit 
der Rechtszuſtände, in welche die gesetzlichen Vorſchriften eingreifen ſollen und 
das Für und Wider der einzelnen Punkte dat. N . 

„Sie werden für Sie ein unentbehrliches Hilfsmittel fein, wenn Sie näm⸗ 
lich eine eingehende Prüfung der Geſetzentwürfe in einer verhältnißmäßig 
nicht zu langen Zeit vornehmen wollen. Die Aufgabe, welche Ihnen geſtellt 
wird, iſt eine ſehr umfangreiche, und doch wird es vielleicht einigen unter 
Ihnen erwünſcht ſein, wenn dieſe Aufgabe eine noch umfangreichere wäre, 
als fe zur Zeit iſt. Die Procedurordnungen find vollſtändig in ſich abge: 
ſchloſſene Geſetze; dieſen abgeſchloſſenen Charakter trägt der Entwurf des 

Gerichtsverfaſſungsgeſetzes nicht; dieſes Geſetz iſt Stückwerk und enthält nur 

die nothwendigen Vorſchläge, um die Procedurordnungen ins Leben zu rufen. 

Formell iſt es nur als Nebengeſetz 5 betrachten, wenngleich es die anderen 

beiden Geſetzentwürfe an ſachlicher Bedeutung weit übertrifft und eine Prü⸗ 

fung der letzteren nicht möglich iſt, wenn man nicht die Grundlagen der Ge⸗ 
richtsverfaſſung vorher feſtgeſetzt hat. Man hatte von einer ganz anderen 

Auffaſſung ausgehen können, indem man zuerſt die geſammte Geſchäftsthatig⸗ 

leit der Gerichte organiſirte und dann die andern Juſtizgeſetze folgen ließ. 

Dieſe Auffaſſung hat ſehr viel für ſich und bietet neben manchen ſachlichen 

nicht unweſentliche politiſche Vortheile; die Reichsgeſetzgebung würde ſelbſt⸗ 

ſtändig und unabhängig fein, während ſie jetzt erſt durch Vermittelung der 

e weiter vorſchreiten kann; letzteres iſt ſehr bedenklich, aber 
wie große Vortheile dieſe Auffaſſung auch bietet, ſo kann ich Ihnen doch nicht 
dringend genug anheimgeben, die Grenzen inne zu halten, welche im Gerichts⸗ 
Fberfaſſungsgeſetz gezogen find; denn indem Sie dieſe Grenzen überſchreiten, 
Aberſchreiten Sie zugleich die . der geſetzlichen Zuſtändigkeit der Reichs⸗ 

Kiebgebung, da die Nr. 14 ves 4 der Verfaſſung („Der Beaufſichti 

eitens des Reichs und der Geſetzgebung deſſelben unterliegen — — 

„ Geſetzgebung über das geſammte bürgerliche Recht, das 

trafrecht und Senn Verfahren.“) auch in ihrer neuen Faſſung 
nicht die Gerichtsverfaſſung zu ihrem Gegenſtande hat, ſondern vielmehr nur 
die Proceduren; demgemäß können in den 
end nur diejenigen Vorſchriften liegen, welche eben die noth⸗ 
wendigen Grundlagen für die Proceduren bilden. a 
Ich hoffe auch, daß es Ihnen um fo leiter werden wird, die Grenzen 
inne zu halten, als jenſeits dieſer Grenzen ganz außerordentliche Schwierig⸗ 
keiten entſtehen und es in der That nicht angezeigt ſein würde, auf die alten 
i Schwierigkeiten noch neue zu häufen. Denn ſchwierig iſt in der That die 
5 muufgabe, die Ihnen geſtellt ift, fo ſchwierig, wie fie der Reichsgeſetzgebung 
bislang noch nicht geſtellt iſt und aller menſchlichen Vorausſetzung nach auch 
nicht wieder geſtellt werden wird. Die Schwierigkeiten des bürgerlichen Ge⸗ 
ſebbuches, welches bearbeitet wird, ſind bei weitem geringer; denn dieſes 
iegt ganz auf dem Gebiet des Privatrechtes, während die vorliegenden Ge: 
febentwürfe zum großen Theil dem öffentlichen Rechte angehören, auf dem 
ſeh Intereſſen der e Bundesſtaaten, der Gemeinden und Juriſten 
ehr perſchieden find. Die Aufgabe wird um ſo ſchwieriger fein, als die 
verſchiedenen Geſetzentwürfe als ein Ganzes gedacht ſind und in der Form 
80 in der Sache in thunlichſte Harmonie gebracht werden müſſen. Wer die 
Beſetzentwürfe unbefangen prüft, wird nicht wohl verkennen können, daß fie 
deinen bedeutenden Fortschritt in der Geſetzgebung bilden: es handelt ſich nicht 
leichte Arbeit, ſondern um die reifen Früchte der ernſteſten Geiſtesthätig⸗ 
Vollendet find die Geſetzentwürfe nicht, denn Vollendetes zu ſchaffen iſt 
* Geſetzen nicht möglich; auch ſoll nicht behauptet werden, daß ſie das er⸗ 
antsbar Beſte enthalten. Denn die Reichszuſtizgeſetzgebung it in einer 
udern Lage, als die Geſetzgebung des Einzelitaats. Die Mannigfaltigkeit 
er Verhältniſſe iſt jo groß, daß es kaum möglich ift, dieſelben ihrer vollen 
fe eutung zu erkennen und zu würdigen, insbeſondere auch nach dem Ge⸗ 
ichtspunkte, ob ſie einen berechtigten Anſpruch auf Fortexiſtenz haben. 
N Bei der Bearbeitung von größeren Reichsjuſtiz⸗Geſetzen muß deshalb die 
i ebiſion pon vornherein als ein maßgebender Factor für die Geſetzgebung 
N Betracht gezogen werden; wer das verkennt und in der . 
ücgkeit ein Uebel erblickt, das hätte vermieden werden können, der beweiſt 
ſchmit, daß das legislative ale eine ebenſo ſchwere, als die Kritik eine 
Ehr leichte 7 iſt. Ich bin überzeugt, daß unter Ihnen auch nicht ein 
ſinntiger iſt, welcher den Inhalt der Geſetzentwurfe durchweg billigt; Sie be⸗ 
de 8 ſich in der gleichen Lage mit den verbündeten Regierungen. Manche 
ieh undete Regierung wird wünſchen, daß das Eine oder Andere, vielleicht 
bab. Wichige anders gemacht wäre. Allein die verbündeten Regierungen 
iſt der um zum Ziele zu gelangen, und eingedenk des Wortes, „Das Beſſere 
gro nr des Guten“, geglaubt Reſignation üben zu müſſen und haben 
bers eſignation geübt, und jo möchte ich auch Ihnen, m. H., zurufen: 
und waben Sie nicht das Gute wegen des Beſſeren, üben Sie Reſignation 
nun zwar große Reſignation! Nur wenn Sie das thun, kann auf die Krö⸗ 
ing gie 8 gerechnet werden, deſſen ſachliche und volitiſ e Bedeu⸗ 
oß iſt. 
Naben TER ter v. Mittnacht, der ſich nur auf fragmentariſche Bemer⸗ 
ung def craft wichtige Beſtimmungen der vorgelegten Strafproceß⸗ 
annigf gk ir 55 will, bittet zunächſt, einen Blick auf die außerordentliche 

8 Gebi 228 Ste in den Einzelſtaaten beſtehenden Rechtszuſtandes auf 
N est der Lrafprocefies mi werfen, um ſofort den Werth und die 

kennen Der Entwurf Kur age zu ſchaffenden Gemeinſamkeit zu er⸗ 
Nang a- ; . eine der beſtehenden einzelnen Strafproceßord⸗ 
dungen zu feiner unmittelbaren Grundlage om wohl aber das i 
zen Geſetzen der Einzelſtaaten enthaltene Gule na agent rg 81 das 
Rue Werk als eine Fortentwickelung und als einen Ausbau des Beſtehen⸗ 
0 erſcheinen laſſen. In ſoweit ſind wir daher aus allen Theilen Deutſch⸗ 

8 die Mitarbeiter und Mitverfaſſer dieſes Werles. Natürlich nur das 
une 2 und foll der Entwurf bieten, er will einen Fortſchritt und nirgend 

ückſchritt, freilich mit einer gewiſſen Scheu die Rückſicht im Auge be⸗ 
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ganze Geſchichte der Entwickelung des deutſchen 


„nicht zu weit zu gehen. 
n, Hinblid auf die 0 
fich ocehtechls, in Erwägung beiſpielsweiſe, wie entſchieden und unwider⸗ 
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entlichteit des Verfahrens den Sieg erfochten, 
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dem 
hat der Entwurf! ſetzesverlezungen die Reviſion. Die Wiederaufnahme eines durch rechts⸗ 


unbedenklich auch ſolche Vorſchläge in ſich aufgenommen, welche ſich von 
alihergebrachten Anſchauungen und Gewohnheiten mehr oder weniger weit 
entfernen. Freilich ſteht zu erwarten, daß der Entwurf weniger wegen des 
Neuen, was er bringt, als weil er nicht genug Neues bringt, werde getadelt 
werden. Hier aber giebt es eine Schranke: eine kräftige und ſichere Repreſ⸗ 
ſion des criminalen Unrechts muß garantirt werden und dies Spiel aus dem 
Auge zu verlieren darf man ſich nicht beſtimmen laſſen weder durch Beru⸗ 
fung auf dies oder jenes Schulprincip, noch auf dieſe oder jene Conſequenz 
von einem ſolchen noch auch durch geſteigerte Rückſicht der Humanität. 

Zur Beurtheilung der Vorlage geben die Motive und Anlagen ein ſo 
umfaſſendes Material, daß hier nur folgende Bermerkungen allgemeiner Art 
hervorgehoben werden ſollen. Der Satz des deutſchen Strafgeſetzbuches, daß 
Ausland im Sinne des Strafgeſetzes jedes nicht zum deutſchen Reiche ge⸗ 
börige Gebiet ſei, hat ſich nur beſchränkt auf das Strafrecht und nichts ge: 
ändert an dem nach den Landesgeſetzen ſich beſtimmenden Grundſätzen über 
die Strafgewalt der Einzelſtaaten. Mit dem Inkrafttreten der deutſchen 
Strafproceßordnung aber werden die innerhalb des deutſchen Reichs beſtehen⸗ 
den territorialen Grenzen in ſtrafproceſſualer Bedeutung insbeſondere in 
* auf die Zuſtändigkeitsfragen nicht mehr in Betracht kommen. Es 
wird in Zukunft für die Anwendung der Beſtemmungen über die örtliche 
. gleichgültig ſein, welchem einzelnen Staate das in Frage ſtehende 

ſericht angehört und welchem Bundesſtaate ein Beſchuldigter angehört. Es 
wird überflüſſiig fein, die große politiſche Bedeutung des hiermit ſich voll⸗ 
ziehenden Schrittes noch beſonders hervorzuheben. Dasjenige, den vorliegen⸗ 
den Entwurf beherrſchende größere Princip, welches vorausſichllich am meiſten 
Anlaß zu Erörterungen in dieſem Hauſe geben wird, iſt das Anklageprin⸗ 
cip oder die Anklageform. 5 | 1 

Die Idee des . in Verbindung mit dem Princip der Ver⸗ 
folgung von Amtswegen muß zur Errichtung eines von dem Richter⸗ 
amte getrennten, beſonderen Amtes für die Strafverfolgung, der Staats⸗ 
anwaltſchaft, und es ſoll künftig auch für Strafgerichte niederſter Ordnung 
in dieſer Beziehung eine Ausnahme in Deutſchland nicht mehr beſtehen. Die 
Eröffnung einer richterlichen Klage wird bedingt durch Erhebung einer Klage, 
regelmäßig der öffentlichen Klage ſeitens der Staatsanwaltſchaft, ausnahms⸗ 
weiſe der Privatklage des Verletzten. Bekannt find die Bedenken der vor⸗ 
zugsweiſen oder ausſchließlichen Uebertragung der Initiative an die Staats⸗ 
anwaltſchaft, die hergeleitet werden aus dem doppelten Geſichtspunkt einer 
Gefährdung der öffentlichen Rechtsordnung und einer Beeinträchtigung der 
Rechte der Privaten, ſowie aus dem beſtehenden Verhältniß der Unterord⸗ 
nung der Staatsanwaltſchaft unter die vorgeſetzte Juſtizverwaltung. Dieſe 
Bedenken werden vielleicht einigermaßen gemildert durch die Aufſtellung des 
Legitimitätsprincipes im Entwurf, das heißt durch die Verpflichtung des 
Staatsanwalts, wenn das Geſetz nicht etwas Beſonderes vorſchreibt, wegen 
aller gerichtlichen und verfolgbaren Handlungen einzuſchreiten, wofern nur 
genügende, thatſächliche Anbaltspunkte vorliegen. Denn dann begründet die 
Unterlaſſung oder Unterdrückung geſetzlich gebotener Strafverfolgung ſeitens 
der Staatsanwaliſchaft wenigſtens eine greifbare Pflichtwidrigkeit des Staats⸗ 
anwaltes wie der demſelben vorgeſetzten Behörde. Immerhin bleibt es, wie 
nicht beſtritten werden kann, das mehr oder minder ſubjective Ermeſſen des 
Staatsanwalts, wovon die Eröffnung einer gerichtlichen Unterſuchung abhängt. 

Die Schutzmittel des Entwurfes gegen unbegründete Anklageverweigerun⸗ 
gen ſind: Einmal das Beſchwerderecht des Verletzten beim vorgeſetzten Be⸗ 
amten der Staatsanwaltſchaft, ſodann die ſubſidiare Privalklage des Verletzten, 
dieſe aber beſchränkt auf diejenigen ſtrafbaren Handlungen, bei welchen die 
Verfolgung nur auf Antrag eintritt, ferner in derſelben Beſchränkung das 
Recht des Verletzten, der erhobenen öffentlichen Klage in jeder Lage des Ver⸗ 
fahrens insbeſondere auch Bebufs Ergreifung von Rechtsmitteln nach er⸗ 
gangenem Urtbeil als Nebenkläger ſich anzuſchließen und endlich die prinzi⸗ 
1 9 age des Antragberechtigten hei „Körper en und 

eleidigungen, die nur auf Antrag verfolgt werden. Der Standpunkt des 
En wurfs in dieſer Frage der ſubſidiären n e des Ver⸗ 
letzten, iſt, wie die Motive näher darthun, nur der eines e da 
dieſe Frage weder in der Wiſſenſchaft noch in der Praxis als eine abge⸗ 
ſchloſſene zu betrachten iſt. Ganz entihieden dagegen verwirft der Entwurf 
die Anſchauung, nach welcher ein Privatklagerecht Jedem aus dem Volke zu 
gewähren ſei die Popularklage. Die Falle, in welchen die Popularklage 
wirklich im Dienſte und zum Frommen des öffentlichen Intereſſes angeſtrengt 
werden würde, möchten, wie die Verhältniſſe einmal liegen, ſicher nur wenige 
fein. Der Entwurf geht davon aus, daß die Staatsanwallſchaft, indem ſie 
das Strafverfolgungsrecht des Staates geltend macht, keineswegs ein eigenes 
ihrer freien Dispoſition unterworfenes Recht ausübt, daß vielmehr die Ge⸗ 
richte innerhalb gewiſſer Schranken zu einer ſelbſtſtändigen Thaͤtigkeit be⸗ 
rechtigt und perpfl 
Verfahren überhaupt wenig von der Reſorm des Strafproceſſes berühri wor: 
i bel daß es ein ſchriftliches, in Folge davon auch ein geheimes geblieben, 
iſt bekannt. 

Es fragt ſich, iſt dieſes Verbleiben bei dem Früheren in dieſem Punkte 
der Geſetzgebung gerechtfertigt oder bedeutet es einen Rückſchritt. Den Rechten 
und Intereſſen des Beſchuldigten hat der Entwurf größere Beachtung und 
Berücksichtigung ſchon im Vorverfahren, als dies im bisherigen Proceß geſchah, 
gewidmet. Das Vernehmungsrecht des Gerichts erſcheint in dem Entwurf 
als ein Fragerecht, welchem das Recht des Beſchuldigten, die Antwort nicht 


= 


fahren die formale Vertheidigung eingeführt und gewährt unter gewiſſen 
Cautelen dem Vertheidiger die Akteneinſicht und den Verkehr mit dem Be: 
ſchuldigten. Er giebt ferner dem Vertheidiger durch das Recht der Verneh⸗ 
mung von Zeugen und Sachverſtändigen die Möglichkeit, ſchon auf den Gang 
des Vorverfahrens mit Stellung von Anträgen einzuwirkeu. Den Reform⸗ 
wünſchen allerdings, die auf die Umwandlung des Vorverfahrens in 
eine öffentliche, mündliche, contradictoriſche Procedur gerichtet 
ſind, genügt der Entwurf nicht. Er kann ſich aber nicht blos auf die 
Uebereinſtimmung ſämmtlicher ee des europäiſchen Continents 
berufen, und nicht blos auf die Gefährdung des Unterſuchungszweckes hin⸗ 
weiſen, die mit Einführung einer ſolchen Reform verbunden wäre. In ein⸗ 
zelnen Fällen die Oeffentlichkeit auszuſchließen, müßte unter allen Umſtänden 
geſtattet ſein. Würde ſie aber auch nur in einem intereſſanten Falle ausge⸗ 
ſchloſſen, in der Mehrzahl der Fälle würde ſich ja um dieſes or 
Niemand kümmern, jo wäre der Unruhe und der Neugier des Publikums 
doch nicht genügt. Der Entwurf kann ferner auch die Natur und Beſchaffen⸗ 
heit des Vorverfahrens geltend machen. Dieſes iſt eben präparatoriſcher Natur. 
Das Hauptgewicht ſoll in der Hauptverhandlung liegen; die durch die Vor⸗ 
legung der Beweiſe in der Hauptverhandlung begründete Ueberzeugung allein 
ſoll die Grundlage des Richterſpruches bilden. 

Es erſcheint deshalb nicht geboten, die Garantien, mit welchen die Haupt⸗ 
verhandlung ausgeſtattet ſein muß, auch auf das präparatoriſche Vorver⸗ 
fahren auszudehnen, wohl aber möchten Eindruck und Bedeutung der Haupt⸗ 
verhandlung hier und da verlieren, wenn derſelben eine präparatoriſche Pro⸗ 
cedur in contradictoriſcher Form vorausgegangen wäre. Daß die Praxis 
häufig das Verhältniß in das Gegentheil verkehrt und die Hauptverhand⸗ 
lung nicht ſelten zu einer Schlußverhandlung degradirt hat, iſt zuzugeben. 
Es iſt das ein notoriſcher Uebelſtand. Von dieſer Erfahrung darf man ſich 
aber bei der Entſcheidung dieſer Frage nicht leiten laſſen. Der Entwurf hat 
ſich redlich bemüht, das öffentliche Intereſſe, welches mit der Erzielung eines 
gerechten Spruches identiſch iſt, mit den Anſprüchen der bürgerlichen Freiheit 
in Uebereinſtimmung zu bringen. Ob ihm das gelungen iſt, das wird ſich 
nur nach eingehender Prüfung des ganzen Aufbaues des Entwurfs beur⸗ 
theilen laſſen. Was das Princip der Mündlichkeit betrifft, ſo iſt dies in 
der Hauptverhandlung zur vollen Geltung gebracht. Ich kann mich hier auf 
die ganze Anlage und Einrichtung des Hauptperfahrens berufen, und auf 
einzelne Beſtimmungen hinweiſen, wie z. B. über die Verleſung früher auf⸗ 
genommener Protokolle in der Hauptverhandlung. — Was die Rechts⸗ 
mittel anlangt, ſo hat der Entwurf die Berufung als Rechtsmittel zur 
Anfechtung der dem Urtheil zu Grunde liegenden thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen beſeitigt in Conſequenz des Princips der Mündlichteit und nach 
Vorgange des ſchwurgerichtlichen Verfahrens. Zugelaſſen iſt wegen Ge⸗ 


ichtet find.‘ Daß das die Hauptverhandlung vorbereitende 


zu geben, gegenüberſteht. Der Entwurf hat ſodann ſchon in das Vorper⸗ D 


kräftiges Urtheil geſchloſſenen Verfahrens zu Gunſten des Verurtheilten, iſt 
ei male für die Beſeitigung der Berufung in erweitertem Maße zu: 
gelaſſen. 

Redner ſchließt mit den Worten: die Ordnung des Strafverfahrens erfaßt 
das Grundverhäliniß von Staat und Geſellſchaft und fällt alſo unmittelbar 
in das Gebiet der politiſchen Parteimeinung und in ihre Kampfesweiſe. Es 
wird daher in einem conſtitutionellen Staatsweſen nicht leicht eine 9 
prozeßordnung anders ergehen, als nach geſuchter und gefundener Verſtändi⸗ 
gung zwiſchen Volksvertretung und Regierung nach Verhandlungen, in wel⸗ 
chen aus naheliegenden Gründen die Regierungen vorzugsweiſe das conſer⸗ 
bative Princip zu betonen und zu vertreten in der Lage ſein müſſen. Wir 
hegen aber das feſte Vertrauen, daß eine ſolche Verſtändigung gelingen und 
daß das deutſche Reich eine gleichmäßig den Staatszwecken entſprechende 
wie der deutſchen Nation würdige 1 
wird. (Beifall.) 

Staatsminiſter Dr. v. Fäuſtle: Durch den Entwurf der Civilprozeß⸗ 
ordnung wird Ihnen die Frucht einer jahrelangen Geiſtesarbeit vorgelegt, 
einer Arbeit, die in verſchiedenen nach Form und Inhalt abgeſchloſſenen 
Entwürfen zu Tage getreten iſt. Ich halte es für meine Pflicht, an dieſer 
Stelle insbeſondere die Arbeiten in Hanover, die Arbeiten, welche zu dem 


Entwurf vom Jahre 1864 geführt haben und auch die Thätigkeit der preußi⸗ 


ſchen Regierungs⸗Commiſſare zu erwähnen. Der Entwurf hat dem Streben, 
welches ſeit Jahrzehnten durch die deutſche Rechtsentwickelung geht: ſich von 
dem ſchriftlichen Verfahren loszuringen und an deſſen Stelle das mündliche 
Verfahren treten zu laſſen, in ausreichemdem Maße Rechnung getragen, in⸗ 
ſofern in der Mündlichkeit des Verfahrens die Unmittelbarkeit der Verhand⸗ 


lungen, das iſt der Grundſatz, verſtanden wird, daß die Verhandlung des 


Rechtsſtreites vor dem erkennenden Gerichte und die Verhandlung der Par⸗ 
teien eine mündliche iſt Es giebt freilich eine Reihe prozeſſualer Akte und 
ſelbſtrichterlicher Entſcheidungen, bei welchen das mündliche Verfahren der 
Natur der Sache nach nicht möglich und nicht durchführbar iſt. . 
Der Entwurf hat in dieſen Fällen das mündliche Verfahren beſchränkt, 


es aber in vollem Maße eingeräumt in Bezug auf diejenigen Verhandlun⸗ 
en, welche ſich als die eigentlichen Verhandlungen zwiſchen den ſtreitenden 
In dieſen Verhandlungen 


Parteien vor dem erkennenden Richter darſtellen. 
aber bezweckt der Entwurf ein vollſtändig mündliches Verfahren; dem 
Entwurfe fremd iſt ein halb ſchriftliches, halb mündliches Verfahren. Des: 


wegen gilt als Grundſatz, daß diejenigen thatſachlichen Vorgänge, welche in 


den die Verhandlung vorbereitenden Schriftſtücken nicht enthalten ſind, aber 
mündlich von den Parteien vorgebracht werden, von dem erkennenden Be⸗ 


richt berückſichtigt werden müſſen, während umgekehrt Thatſachen, welche 


mündlich nicht vorgebracht werden, eine Berückſichtigung nicht erfahren 
dürfen. Wenn die mündliche Verhandlung eine Wahrheit werden, wenn der 
Fortdauer und Macht althergebrachter Gewohnheiten ein Damm entgegen⸗ 


geſetzt werden ſoll und wenn wir verhindern und verhüten wollen, daß. die 


mündliche Verhandlung nach und nach zu einer Bedeutungsloſigkeit, zu einer 
Scheinverhandlung herabſinkt, und daß der Richter ſich allmälig wieder dem 
unmittelbaren Eindruck der Verhandlung Wi se und ſein Urtheil lediglich 
nach den Schriftſtücken, die ihm vorliegen, bildet, dann iſt eine ſolche impera⸗ 
tive Vorſchrift, wie ſie der Entwurf enthält, durchaus geboten und gerecht⸗ 
fertigt. Der Entwurf hat ſodann das fremdländiſche Dogma der Reinhal⸗ 
tung des Richteramtes von jedem Prozeßgetriebe in vollem Umfange nicht 
acceptirt, er hat namentlich nicht die Conſequenz des rheiniſchen Prozeſſes 

ezogen, daß nur der Richter es iſt, welcher den Sachverhalt feititellt. Als 

egel erkennt der Entwurf, daß für vie Einheit des Prozeſſes eine gewiſſe 
formale Mitwirkung nothwendig iſt, daneben aber ift Vorſorge getroffen, daß 
den Parteien volle Freiheit in Bezug auf die vorbereitenden Schriftſtücke, 
insbeſondere in Anwaltsprozeſſen gewahrt wird. Dieſe Principien ſind dem 
Hannoverſchen Prozeß nachgebildet. 

In einem Punkte aber 
ſchuitte der Thatſache und des Beweiſes. ch zweifle nicht, daß ſich dieſe 
Neuerung bewähren wird; fie hat ſich in den Ländern des rheiniſch⸗franzöſi⸗ 
ſchen Rechts durchaus bewährt. In Bezug auf den Beweisgegenſtand und 


die Beweismittel werden Sie in dem Entwurfe die Beſtimmungen des alten 
deutſchen Rechts wiederfinden; er hat insbeſondere die Vorſchriſten über die 


Untheilbarkeit des Gegenſtandes und über die Beſchränkung des Zeugen: 


beweiſes aufrecht erhalten. Es wird ferner durch den Entwurf der Anwalts⸗ 


zwang conſtatirt, jedoch hat der Entwurf von der Einführung der Staats⸗ 
anwaltſchaft im Civilproceß nach den Erfahrungen abſehen zu können ge⸗ 
glaubt, die man in verſchiedenen deutſchen Ländern gemacht hat. Was die 


nur jene proceſſualiſche Rechtshilfe, durch welche Entſcheidungen, welche die 
Rechtskraft noch nicht erſtritten haben, vor einem höheren Richter angefochten 
werden, ſomit nach Ausſcheidung der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, 
des Einſpruches, der Reſtitutions⸗ und der Nichtigkeitsanklage, nur die Be⸗ 
ſchwerde, die Reviſion und die Berufung. Die Berufung wird n 
als ein neues Judizium, als eine Erneuerung und Wiederholung des Rechts⸗ 
ſtreites in zweiter Inſtanz in thatſächlicher und rechtlicher Beziehung. Ich 
darf indeß nicht verhehlen, daß im Schooße des Bundesrathes mannichfache 

weifel darüber auftauchten, ob gegen Urtheile der Collegialgerichte eine 
Berufung gegen die thatſächliche Feſttellung nothwendig und zweckmäßig iſt. 
och bat die Erwägung obgeſiegt, daß beim Civilprozeß die Thatfrage von 
der Rechtsfrage ſchwer zu ſcheiden iſt, daß ſchon eine irrige Anſicht des Rich⸗ 
ters erſter Inſtanz bei der Ermittelung des Thatſächlichen die Feſtſtellung 
des Factums beeinfluſſen und dem Prozeß eine falſche Richtung geben kann 


gegen den menſchlichen Irrthum zu verſagen. SZ 

Die Reviſion ſodann wird in einer Form geboten, die jih von dem 
franzöſiſchen Caſſationsrecurſe weſentlich unterſcheidet, nämlich als ein Rechts⸗ 
mittel, welches den Parteien Recht ſpricht und Urtheile, die mit den Geſetzen 
in Widerſpruch ſtehen, im Parteiintereſſe beſeitigt. Das Rechtsmittel kann 
alſo nicht etwa von einer Staatsbehörde vorgelegt werden, ſondern nur von 
den Parteien, es iſt mit dem Suspenſiveffect verſehen, und bewegt ſich ganz 
in denſelben Procedurformen an die Berufung. Die e der Reviſion 
wird von denſelben Einflüſſen beherrſcht, von denen es ſchon bisher das 
Rechtsmittel dritter Inſtanz war. Es waren hauptſächlich vin Bauche 
Gründe und die Verſchiedenheiten zu beachten, welche zur Zeit in Deutſch⸗ 
land hinſichtlich des bürgerlichen Rechts exiſtiren. — Ueber das Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren werde ich mich kaum weiter zu äußern brauchen. Ein 
flüchtiger Blick wird Ionen zeigen, daß das Zwangsvollſtreckungsverfahren 
möglichſt einfach organiſirt iſt, wie das Beſtreben obwaltet, den Berechtigten 
fo ſchnell als möglich zum Ziele " verhelfen, dagegen auch den Beklagten 
vor unberechtigten Eingriffen zu Ihüben. Eine Ausnahme mußte bei der 
Immobilien⸗Executirung getroffen werden. In dieſer Beziehung hat der Ent⸗ 
wurf der e einen reichlichen Spielraum gelaſſen, wegen der 
ur Zeit beſtehenden? ae der territorialen Geſezgebung und ins⸗ 
Defonbere wegen der Verſchiedenheit des Hypotbekenrechts. Sie werden aber 
immerhin in dem Geſetze wenigſtens die allgemeinen Grundſätze nicht ver⸗ 
miſſen, durch welche der Landesgeſetzgebung im Großen und Ganzen eine be⸗ 
ſtimmte Richtung vorgezeichnet iſt. 0 

Noch wenige Worte ſchließlich über die Inſtitution der Gerichtsvollzieher. 
Der Entwurf nimmt die Poſt als das regelmäßige Inſinuationsorgan in Aus⸗ 
ſicht, in Betreff der Zwangsvollſtreckung dagegen glaubte man eine Rückkehr 
zu den bisherigen Verhältniſſen nicht befürworten zu können. Allerdings 
macht es die beſchränkte Zuſtändigkeit der Organe, welche man Gerichtsvoll⸗ 
zieher nennt, unmöglich, ſie fernerhin als mit jelbjtändigem Imperium aus⸗ 
gerüftete Beamte zu belaſſen, als welche fie im franzöſiſcherheiniſchen und im 
bairiſchen Proceß beſtehen. Der Entwurf hat ſich daher der bewährten 
bannöverſchen Einrichtung zugeneigt, es jedoch vorgezogen, auf das Detail 
den Landesjuſtizverwaltungen völlig freie Hand zu laſſen. Mit dieſen wenigen 
Bemerkungen unterſtelle ich den Entwurf der Ciwilproceßordnung Ihrer 
weiſen und eingehenden Berathung. Sie werden die mannigfachen Schwierig⸗ 
keiten ſeiner Aufſtellung nicht verkennen, der Bundesrath hat dieſelben ſchwer 
empfunden, aber die Rückſicht, daß ein fertiges Werk zu Stande kommen 
müſſc, hat darüber hinweg geholfen, die Rückſicht, daß der deutſchen Nation 


8. 


ronung des Strafverfahrens enthalten 


der Entwurf den Hannoverſchen Proceß ver 
laſſen, nämlich in der Theilung des Prozeſſes in die zwei geſonderten Ab 


heorie des Rechtsmittels betrifft, ſo kennt der Entwurf als Rechtsmittel 


und es daher nicht wohlgethan wäre, den Parteien hierin jeglichen Schutz | 
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dieſes bedeutendſte Stück ſeiner Rechtseinheit nicht länger vorenthalten werden 


kann. Ich zweifele nicht, meine Herren, daß dieſer Geiſt auch ihre Berathungen 
beſeelen werde. (Beifall.) Be | 

Abg. Dr. Lasker: Ich handele Fr im Sinne des Reichstages, wenn 
ich am Eingang meiner Worte dem Gefühl der Befriedigung Ausdruck gebe 
darüber, daß wir mit den drei grundlegenden Geſetzen deulſder Rechtseinheit 
endlich befaßt werden. Gewiß werden wir alle mit den drei Miniſtern die 
Geſinnungen theilen, die ſie entwickelt haben in Bezug auf das Zuſtande⸗ 
bringen des Werks. Ich verkenne auch die Schwierigkeiten der Vorarbeiten 
keineswegs, und wenn ich ſpäter auf Punkte hinweiſen ſollte, die mir nicht 
ganz den Hauptzweck der Geſetze zu erfüllen ſcheinen, ſo thue ich es doch in 
dem Bewußtſein, daß in den letzten Zielen ein Unterſchied zwiſchen den Mit⸗ 
gliedern des Reichstages und denen der Regierung nicht obwaltet. Gewiß 
wäre es für uns erfreulich geweſen, wenn wir uns in der Lage befunden 

ätten, die drei Geſetze en bloc anzunehmen, ich wenigſtens würde mich dem 

inde in dem Märchen verglichen haben, dem plötzlich über Nacht unend⸗ 
liches Glück zugefallen iſt und das ſich in ein ganz anderes Reich verſetzt 
ſieht, indeſſen es iſt die fachliche Möglichkeit dazu nicht gegeben, ſelbſt bei 
dem Geſetze nicht, das ich nicht anſtehe als ein Meiſterwerk zu bezeichnen, 
bei der Civilproceßordnung. Auch ſie enthält Beſtimmungen, die jedenfalls 
der Discuſſion unterworfen werden müſſen. Weiter entfernt von dieſem 

iele iſt ſchon die Strafproceßordnung, und dies entſpricht auch der geſchicht⸗ 
ichen Entwickelung derſelben. Sie iſt ſchnell entworfen und man wird nicht 
leugnen können, daß der gute Wille darin mit vielen Beſorgniſſen kämpft, 
daß die Abſicht überall dem Fortſchritt zu huldigen auf der einen, und die 
Furcht, es könnte dem Staate durch schnelles achgeben Schaden entſtehen, 
auf der anderen Seite ſteht. Es wird namentlich unſere Aufgabe fein, beide 
Principien genau gegen einander abzuwägen. Am weiteſten entfernt aber 
von der Möglichkeit einer unmittelbaren Annahme erſcheint das Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz. Auch beute ſprach der preußiſche Juſtizminiſter bei dieſem 
Geſetze von Schwierigkeiten, ohne mit einer einzigen Ausnahme Andeu⸗ 
tungen über die Art derſelben zu machen, ich gebe aber zu, daß man ſehr 
wohl geahnt haben kann, was für Schwierigkeiten gemein feien. 

Sb wollte eigentlich von vornherein meine Anerkennung dafür aus: 
ſprechen, daß wir in den Motiven zu dem Geſetzentwurf das Wort „Com⸗ 

etenz“ fo gut wie gar nicht finden; nun haben ſich aber die Motive in eine 

nzahl immerhin ſehr ſchätzbarer Broſchüren umgewandelt, die aber, da die 
Regierungen ſie nicht vertreten, nichts als Privatarbeiten ſind. Und heute 
habe ich gehört, daß eine der Schwierigkeiten in der nahen Grenze der Com⸗ 
petenz liege, eine Frage, welche ich längſt für abgethan hielt. Wenn man 
auch in einem gewiſſen Sinne zugeben kann, daß Gerichtsverfaſſung und 
Strafproceß nach politiſchen Geſichtspunkten mit beurtheilt werden müſſen, 
ſo möchte ich doch fragen, ob Jemand es vor dem Volke verantworten könnte, 
wenn er die Rechtspflege irgendwie durch politiſche Erwägungen darum be⸗ 
einträchtigen ließe, weil er im Ganzen genommen der Einheitstendenz nicht 
zugethan iſt. Wir haben hier zuerſt zu prüfen: was iſt für eine gute, 
prompte, mit allen Garantien ausgeſtattete Rechtspflege nothwendig? Da⸗ 
rum bitte ich, daß wir bei der Berathung der Juſtizgeſetze den Hinweis, daß 
einzelne Theile unter der Herrſchaft politiſcher Tendenz ſtänden, ganzlich von 
der Hand weiſen, denn ich würde es für ein wahres Unglück halten, mit 
dieſem Geiſte an die Berathung der Geſetze zu treten. Ich habe allerdings 
ſelbſt mit meinem Antrage auf Ausdehnung der Reichsgeſetzgebung auf das 
geſammte bürgerliche Recht eine national⸗politiſche Tendenz verfolgt, aber 
nachdem wir die Aufgabe einmal übernommen haben, müſſen ſelbſt die 
85 eren Gegner zurücktreten und dürfen ſich nur durch die Erwägung des 

echtsſpruchs und wie dieſer am beſten zu erzielen, leiten laſſen. Ich we: 
nigſtens würde eine Ven def e welche die einheitliche Ordnung un⸗ 
ternimmt und dennoch in der Mitte ſtehen bleiben, Inſtitutionen nur halb 
andeuten und Garantien, die jedes Culturvolk für nothwendig hält, vernach⸗ 
läſſigen würde, mehr für ein nationales Unglück, als für eine Wohlthat 
halten. (Lebhafte Zuſtimmung.) 

In meinen Anſprüchen an das Organiſationsgeſetz will ich nicht weiter 
gehen, als nothwendig iſt, um innerhalb des deutſchen Reiches eine gute, 
prompte, einheitliche und mit Rechtsgarantien ausgeſtattete Juſtizpflege her: 
beizuführen. Der preußiſche Juſtizminiſter hat als den Stoff der Organiſa⸗ 
tion bezeichnet, daß die Reſultate, welche aus dem Verfahren folgen, in dem 
Diganılafiondgeie codificirt ſeien. M. H., das ift wohl ein Theil eines 
Organiſationsgeſetzes, ein anderer ſehr idealer und erheblicher Theil des⸗ 
ſelben muß aber darin beſtehen, daß gewiſſe Vorausſetzungen vorhanden ſind, 
von denen das Verfahren ſchon ausgehen muß, daß don vornherein gewiſſe 
allgemeine Ideen anerkannt werden, mit denen der Verfaſſer gewiſſermaßen 
als mit ungeſchriebenen Rechten herantritt an die Aufgabe, das Gerichts⸗ 
verfahren zu ordnen. Die Arbeit muß ſich etwa in folgender Weiſe voll⸗ 
ziehen. Zunächſt macht ſich der Geſetzgeber ein Bild davon, was er als all⸗ 
gemeine und unentbehrliche Grundlagen der Organiſation betrachtet, dann 
tritt er an die Vorſchriften über das Verfahren heran, kehrt hierauf zum 
Vergleich mit ſeiner urſprünglich entworfenen Idee zurück und prüft, wie 
weit das, was er jetzt gewonnen hat, mit jener Idee übereinſtimmt. Findet 
ex eine völlige Uebereinſtimmung, dann iſt ſein Werk geglückt, finden ſich 
Widerſprüche, fo iſt es mißglückt. Nun frage ich, wie kann man nur einen 
Augenblick an eine Gerichtsorganiſation denken, ohne daß man vorher weiß, 
welches die Perſonen ſind, denen die Handhabung der Rechtſprechung anver⸗ 
traut wird? Schon in der alten Welt iſt das Rechtsleben durch die Perſonen 
beſtimmt worden, welche mit der Ausübung betraut geweſen ſind und man 
weiß, daß beiſpielsweiſe in Rom der ganze Streit um die Verwirklichung 
des Rechts um den Kreis derjenigen ſich gedreht hat, welche berechtigt ſein 
ſollten, als Sachwalter aufzutreten und als Richter zu fungiren. 

Auch bei uns in Deutſchland hat das Rechtsleben eine ganz andere Rich⸗ 
tung genommen, ſeit an Stelle der Gemeindeglieder als Richter die gelehr⸗ 
ten Richter getreten find. Und gehört nicht für diejenigen Länder, in denen 
bisher nur die gelehrten Richter oder die Laien nur in beſchränktem Maße 
zum Rechtſprechen zugelaſſen waren, derjenige Theil des Geſetzes, welcher 
über die Zuziehung der Laien zum Gerichtsverfahren handelt, zu einer der 
bedeutendſten bei der Organifation in Betracht kommenden Fragen? Und 
wie ſorgfältig geht dabei der Entwurf ® Werke! Ueberall, wo er die Laien 
Bast hält er den Gedanken feſt, daß der eigentliche und feſte Träger des 

erichts der Beamtenrichter bleiben ſoll, und daß die Laien ſich an den Be⸗ 
amtenrichter anſchmiegen ſollen. Keineswegs ſoll das Laienelement allein 
zum Rechtſprechen benutzt werden. Und welche ungeheure Sorgfalt iſt ver⸗ 
wendet bei der Auswahl derjenigen Perſonen, die als Schöffen und Ge⸗ 


ſchworene herangezo en werden ſollen! Aber wenn wir an die Hauptperſon 


kommen und fragen: we⸗ iſt der Richter, dem dieſe Inſtrumente des Proceſſes 
an die Hand gegeben werden, ſo erhalten wir die Antwort, daß davon die 
Geſetze ein Bild ſich nicht machten, ſondern es jedem einzelnen Territorium 
überließen, ihre Richter zu ſuchen und ſich zu A f in der Weiſe, die ihnen 
die beſte erſcheint. Nach den Worten des Herrn Miniſters v. Mittnacht ſoll 
es in Zukunft in Bezug auf das Verfahren ein Ausland innerhalb Deutſch⸗ 
lands nicht geben und ſollen alle Grenzen fortfallen und gewiß wollen wir 
dies als erſte Vorausſetzung jeden Verſahrens. Ich bin von jetzt ab dem 
preußiſchen Richter nicht mehr unterworfen, als dem ſächſiſchen, und doch 
habe ich keinerlei Einfluß weder durch die deutſche Geſetzgebung, noch dürch 
die preußiſche, zu controliren, daß der Richter dort durch gehörige Vorbil⸗ 
dung die nöfbige Garantie bietet. (Sehr richtig!) 

Meine Herren, das iſt ein unlöslicher Widerſpruch. Man kann ſich nicht 
für incompetent erklären, danach zu fragen, welcher Art der Richter ſei, dem 
die Handhabung des Rechtes anvertraut wird. ns wäre ja jetzt viel ſchlim⸗ 
mer daran, als ich ohne das deutſche Reich geweſen bin, denn borher konnte 
ich bei jedem Mißbrauch in einem einzelnen deutſchen Staate mir Hilfe in 
demſelben ſuchen, indem er eine Prüfung des richterlichen Urtheils eintreten 
ließ, wenn die Garantien des Rechtsverfahrens gefehlt haben. Dieſe Prü⸗ 
fung foll nun den Eingelftaaten entzogen, vom Reiche aber gleichwohl nicht 
übernommen werden. Die Folge iſt alſo, daß Sie die Einzelſtaaten in dieſer 
Beziehung hundertmal ſouveramer machen, als ſie vorher geweſen ſind; denn 
ſie können jetzt Geſetze geben nicht allein mit verpflichtender Kraft für ihr 
begrenztes Territorium, ſondern für gan Deutſchland. Und weder Dentſch⸗ 
land noch die anderen Territorien Deutſchlands können intercediren. Das 
iſt ein ſo eclatanter Widerſpruch, daß dieſe Baſis nicht wird aufrecht er⸗ 

alten werden können, als etwa mit einem Gewaltſpruch, daß Schwierig⸗ 
eiten entgegenſtehen, um die Regulirung anders berbeizuführen. Sehen 
Sie doch die bunte Mannigfaltigkeit an, in der die Richter in den einzelnen 
Staaten gewonnen werden, in dem einen Staate wird eine 4jährige Vor⸗ 
. gefordert, in dem anderen eine 2jäbrige, Polt der Studienordnun⸗ 
85. ind alle verſchieden, verſchieden auch die Politik der Stellenbeſetzung. 
ſt für die Herſtellung eines einheitlichen Rechtes nicht vor allem nothwendig, 
daß Sie den Richtern einen einheitlichen Vorbereitungsgang vorſchreiben? 
Ich will einmal einen hierher nicht ganz paſſenden, weil wenig idealen Aus⸗ 
druck, den der Seeiaügigteit wählen. Ich will fie dem Richter nicht als Recht, 
ſondern dem deutſchen Volke als Anſpruch einräumen, das verlangen kann, 
daß ſeine Richter nicht eingepfercht werden innerhalb der Grenzen der ein⸗ 
zelnen Staaten, ſondern daß ibnen freie Bewegung geftattet ſei in der Prü⸗ 
fung, Vorbildung und nöthigenfalls auch im practiſchen Amte. 

Wir haben bis jetzt einen badiſchen, einen ſächſiſchen, einen preußiſchen 
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ſcheint mir nicht möglich. Eine nicht minder wichtige Frage iſt die: Sollen 
nach dem Syſtem, welches bisher in Preußen befolgt worden iſt, die Richter 
angeſtellt werden können, d. h. unmittelbar nach abgelegtem zweiten Examen, 
oder werden Sie verlangen, daß Männer ausgewählt werden, die ſich im 
Leben bereits bewährt haben, daß nur derjenige, der in der Advocatur oder 
ſonſt ſich als tüchtig bewährt hat, Richter werden kann? Die Entſcheidung 
dieſer Frage geben Sie aus der Hand, ſowie Sie die Vorbedingungen aus 
der Hand gegeben haben. Bei dem öffentlichen und mündlichen Verfahren, 
welches wir ſchaffen wollen, iſt überdies eine viel ſtrengere Auswahl der 
Richter nöthig, als unter dem alten ſchriftlichen oder theilweiſe ſchriftlichen 
Proceſſe. Aber auch an den Advocaten werden höhere Anforderungen ges 
ſtellt werden müſſen. Derſelbe muß von dem Berufe erfüllt ſein, daß er 
nicht allein RE Partei vertritt, ſondern daß auch auf feinen Schul: 
tern die Ehre des Rechtslebens rubt. Die vorliegenden Geſetze ſchreiben den 
Anwaltszwang vor. Müſſen Sie fich da nicht fragen, giebt es auch ſoviel 
Advocaten in den einzelnen Territorien und giebt der Advocat die nöthige 
Garantie? Nun iſt der Advocatenzwang gar nicht vereinbar mit dem Ad⸗ 
vocatenmonopol, wie es in Preußen beſteht. In Berlin z. B., wo die Ad⸗ 
vocaten ſtark mit Civilproceſſen beſchäftigt ſind, iſt es einem Angeklagten 
kaum möglich, einen Vertheidiger zu gewinnen, bis er unter Umſtänden den 
mindeſt geeigneten Juriften findet, um ſeine Vertheidigung zu übernehmen. 
Der Advocatenzwang ſetzt die freie Advocatur voraus, aber ich kenne die Ges 
fahren derſelben; ich weiß, daß man in vielen Theilen Deutſchlands Preußen 
wegen der 3 Verbindung beneidet, in welcher hier der Rechtsanwalts⸗ 
ſtand mit dem Richterſtande ſteht. 5 ; 

Müſſen Sie nicht Vorſorge treffen, dieſe innige Verbindung mindeſtens 
thatſächlich aufrecht zu erhalten? Eine ſolche Fürſorge iſt es z. B. ſchon, 
wenn bei Ernennung der Richter auf den Advokatenſtand in ſehr erheblichem 
Grade recurrirt wird; dazu aber gehörte wieder vor Allem, daß man ſich 
nach der Vorbildung des Advokaten erkundigt. Und endlich kann ich mir 
eine freie Advokatur nicht denken ohne eine ſtrenge Disciplinarordnung, 
welche die Entſcheidung über Vergehen der Advokaten nicht ausſchließlich in 
die Hände der Advokaten legt, ſondern die Mitwirkung des Richters geſtattet. 
Warum erläßt man nicht eine Advokatenverſammlung für das ganze Deutſche 
Reich, in Ausſicht auf die man in einem großen Theile Deutſchlands, ich 
glaube in Baiern (Zuſtimmung), mit der Geſetzgebung zugewartet hat, wäh⸗ 
rend Preußen dabei iſt, eine Advokatenordnung für ſich zu machen. Wir 
haben in dem Entwurfe die Beſtimmung, daß jeder Richter in Deutſchland, 
d. h. wer in feiner Heimath befähigt ift, Richter zu werden, in feinem 35ſten 
Lebensjahre Mitglied des Reichsgerichts werden kanu. Daraus folgt das 
Merkwürdige, daß Perſonen, welche nach dem in ihrer Heimath geltenden 
Rechte nicht berechtigt ſind, Mitglieder eines Obergerichts zu werden, die 
Befähigung erhalten, Mitglieder des höchſten Collegiums in Deutſchland zu 
werden. Denn in Preußen 15 B. darf Niemand Mitglied eines Obergerichts 
werden, der nicht 4 Jahre Mitglied eines Untergerichts geweſen iſt. 

Für das Organiſationswerk iſt ferner ſowohl eine Verminderung der Zahl 
der Richter, als auch eine beträchtliche Erhöhung ihres Gehalts unbedingt 
nöthig, damit Perſonen von entſchiedener geiſtiger Begabung ſich dem Rich⸗ 
terberufe widmen. Es würde dann beſſer ſein, bewährte Advokaten mit er⸗ 
böhtem Gehalt zu Richtern zu machen, als, wie es in Preußen geſchieht, die 
beſten Richter aus Noth der äußeren Verhältniſſe in einem ſpäteren Lebens⸗ 
alter in den Advokatenſtand hineinzutreiben. Meine Herren, Sie wiſſen, daß 
in Folge des Aufſchwungs in den allgemeinen Verkehrsverhältniſſen die tüch⸗ 
tigſten Perſonen den Richterſtand aufgaben, um lohnenderen Geſchäften nach⸗ 
zugehen. Wenn Sie nun gezwungen ſind, die Zahl der Richter zu vermin⸗ 
dern und ihre Gehälter zu erhöhen, ſo müſſen Sie dieſe Operation ſowohl 
im Straf⸗ als im Civilprozeß vollziehen. Es find nun vielfache Beſorgniſſe 
geäußert worden, daß das gegenwärtige Organiſationsgeſetz eine derartige 
Herabminderung der Richterzahl herbeizuführen nicht geeignet iſt. Der Grund 
liegt aber, wie ich meine, vielfach im Prozeßverfahren. Drei Umſtände wer⸗ 
den wir ſchon aus dieſer allgemeinen Rückſicht unterſuchen müſſen: I) die 
Berufung, die im Civilprozeß wieder zugelaſſen worden iſt, 2) das Fünf⸗ 
Manne Une u welches Sie im Oberlandesgericht verlangen, 3) das Fünf⸗ 
männer⸗Collegium in der Strafkammer. Ich werde auf die Berufung ſpäter 
zurückkommen und wende mich zunächſt zur Strafkammer. Es iſt ja ſehr 
löblich, daß man geſucht dat, ein Collegium mit einem für den Angeklagten 
günſtigen Majoratsverbältniß in der Schuldfrage zu erzielen. Ich perſchweige 
mir aber keineswegs, daß dies für die Zahl ſpricht, keineswegs aber ſür die 
Perſonen, die zugezogen werden. Wozu, wenn es ſich blos um eine Stim⸗ 
menzahl für die Schuld handelt, fünf gelehrte Richter? Nach meinem Ge⸗ 
ſchmack würde ein gelehrter Richter völlig ausreichen, gebe aber zu, daß die 
10 5 von tue ſchon wegen der Entſcheidung vieler Ineidentpunkte 
notbwendig iſt. . k 

Hier find rein aus Noth zwei Richter mehr genommen worden, weil 
man zwei Männer mehr brauchte. Dazu iſt aber unſer Richterperſo nal zn 
koſtbar. Es wird gegen die Aube fi von Schöffen plaidirt, weil man kein 
geeignetes Material dafür inden fürchtet, aber 2 Mitglieder eines Gerichts 
dazu zu verwenden, das ſcheint mir doch nicht richtig. (Zuſtimmung.) Können 
Sie wirklich ſonſt die 2 Schöffen nicht entbehren, ſo nehmen Sie getroſt 2 von den 
12 Geſchworenen und begnügen Sie ſich mit 10; die Zahl 12 iſt mir wenigſtens 
in keiner Weiſe heilig. Dieſe 5 Richter ſind nicht allein ein verſchwenderi⸗ 
ſcher Luxus für das, was ſie zu thun haben, ſondern fie ſtören auch unſeren 
Organiſationsplan. Ebenſo halte ich die 5 Richter im Collegium zweiter 
Injtanz für einen Luxus. Ich bedauere es überhaupt, daß fich im Richter⸗ 
tande der chimäriſche Begriff eines höheren und eines niederen Richters aus⸗ 
gebildet hat. Ich erkenne nur an einen Spruchrichter und Mitglieder des 
böchſten Gerichtshofes, die allerdings von anderer Beſchaffenheit als jener 
jein müſſen, weil ihre Aufgabe eine andere iſt; fie haben die Rechtseinheit 
zu controliren und ſtehen als Wächter auf der Grenze, wozu Geſetzgebung 
und Juſtizpflege an einander ſtoßen. In derer 2 wenigſtens hängt der Zu⸗ 
fall ob der Richter zweiter Inſtanz mit höherer Weisheit ausgeſtattet iſt, da⸗ 
von ab, ob der Betreffende im Stande iſt, einen Gehaltsverluſt von einigen 
hundert Thalern jährlich zu vertragen oder nicht, und viele Richter lehnen 
den Eintritt in ein Appellations gericht ab, weil ſie eine höhere Einnahme 
am hieſigen Stadtgericht einem Grade höherer Weisheit vorziehen. (Heiter: 
keit.) Die Appellation wird auch gar nicht damit vertheidigt, daß man die 
Sache vor einen erleuchteteren Richter bringen will, ſondern ſie entſpricht 
einem Behaglichkeitsbedürfniß der Herren Rechtsanwälte, die in erſter In⸗ 
ſtanz Verſäumtes in der zweiten nachholen wollen. Die Prüfung neuer 
Thatſachen bedarf aber nicht 5 höher erleuchteter Richter. Wenn es richtig 
it, daß bie Oberlandesgerichte ihr Beſtehen in größtem Umfange dem leider 
wieder aufgenommenen Rechtsmittel der Berufung verdanken, dann iſt es 
nicht nothwendig ihr Collegium mit 5 Richtern zu beſetzen. 

Schon der Glaube des Publikums an die Superiorität des Richters 
zweiter Inſtanz muß dem Richter des rang ſchaden, und fie zwingen 
ihn vielleicht, ſich wider feinen Willen mit Rückſicht auf die Gehaltsverhält⸗ 
niſſe in die höhere Inſtanz verſetzen zu laſſen, während ſeine Neigungen 
ibn zu dem bedeutungsvolleren Amte eines Richters erſter Inſtanz hinziehen. 
Wenn wir nun den Richtern ein auskömmliches Gehalt gewähren wollen, 
ſo werden wir mit dem Perſonal keinen Luxus treiben dürfen und uns fra⸗ 
gen müſſen, ob wir nicht bei dem Fünfmännercollegium werden eine Ab: 
minderung eintreten laſſen können. Ich komme nun zu dem Amt des Einzel⸗ 
richters, von welchem ich ein großer Verehrer bin. Ich freue mich deshalb, 
daß die Aufgaben des Einzelrichters in den Entwürfen erhöht werden. 
Allerdings bringt das Einzelrichteramt auch manche Gefahren mit ſich, be⸗ 
ſonders wenn die Sprengel ſchlecht abgegrenzt ſind und der Einzelrichter von 
dem Collegium völlig losgetrennt iſt. Wir werden daher ſorgen müſſen, den 
Einzelrichter mit dem Collegium in Verbindung zu ſetzen, und in dieſer Be⸗ 
ziehung begrüße ich in der Vorlage den Gedanken der detachirten Strafkam⸗ 
mern bei den Kreisgerichts⸗Collegien. Wir erſchweren uns aber die Durch⸗ 
führung dieſer Idee, wenn wir für dieſe detachirten Straflammern fünf 
Richter brauchen; mir ſcheint ein Collegium von drei Richtern vollkommen 
ausreichend. Und weshalb ſoll gerade blos für Strafkammern ein ſolches 
Detachement geſtattet ſein, nicht auch für Civilkammern? Die zweite Vor⸗ 
ausſetzung für eine gute Gerichtsorganiſation ſind Bürgſchaften für eine un⸗ 
abhängige und ſorgfältige Rechtspflege. Dazu gehört eine völlige Sicherheit 
des Forums und eine völlige Unabhängigkeit des einzelnen Richters von der 
Einwirkung von Oben her, endlich auch eine feſte Gliederung derjenigen 
Collegien, welche zur Rechtsſprechung berufen ſind. Nun enthält aber der 
Entwurf gar nichts über die Dienſtverhältniſſe der Richter. Jahre lang 
haben wir in Preußen dafür gekämpft, daß die Richter in ihren Gehalts⸗ 
verhältniſſen nicht nach beliebiger Verfügung der Juſtizverwaltung, ſondern 
nach der Reihenfolge ihrer Anciennität aufrücken ſollen. Dieſelbe Beſtim⸗ 
mung müſſen wir auch für das Recht treffen. 

Nicht einmal die Unabſetzbarkeit der Richter wird in dem Entwurfe ga⸗ 
rantirt. Weit bedenklicher aber iſt mir noch, daß der Entwurf nicht ver⸗ 
bietet, das von uns in Preußen mit to heftigen Klagen] und Beſchwerden 
angegriffene Deputations⸗ und Commiſſionsweſen unverändert in das deutſche 
Gericht zu übernehmen. Wer weiß es nicht, daß man in Preußen ſogar bei 
politiſchen Proceßfragen anerkannt hat, daß zwar der einzelne Richter un⸗ 
beugſam, aber bei der Zuſammenſetung dor Collegien es ein Leichtes ſei, 
die Perſonen fo auszuwählen, wie es der Juſtizverwaltung für entfprechende 


Richterſtand und wollen ein gemeinſames deutſches Verfahren haben? Dag Zwecke dienlich erſcheint? Ich ſelbſt habe aus dem Munde eines preußi⸗ 


Landesgericht haben, ſich zwei einzurichten, ſofern fie di 


ihen Nihters am Stadtgerict bier in Berlin gehörh daß er aus der Mitte 
ſeiner Thätigkeit im Bagatellproceß abberufen und zu einem Schwurgericht 
als fünftes Mitglied einberufen wurde, während das betreffende Mitglied 
des Schwurgerichts ſofort in die Vormundſchaftsabtheilung verſetzt wurde, 
weil der Vorſitzende des Schwurgerichts ſich beklagt hatte, daß jenes Mit⸗ 
lied in ſeinen Entſcheidungen N zu milde ſei (Hört! hoͤrt!). Die 

eränderung der Collegien durch Verfügung iſt etwas, was täglich vorkommt. 
Man weiß ſa, wie plötzlich eine Deputation, welche über Preßdelicte zu ur⸗ 
theilen hatte, ganz kurze Zeit, nachdem ein ſehr heftiger Angriffsartikel gegen 
den Vorſitzenden erſchienen war, durch bloße Verſetzung der Perſonen in an⸗ 
dere Abtheilungen völlig umgeſtallet worden iſt. Und alles dies foll gegen⸗ 
wärtig in die neue deulſche Organiſation übergehen? Herr Abgeordnete Dr. 
Gneiſt ſagte einmal im preußiſchen Abgeordnetenhauſe, nie werden wir einer 
Gerichtsorganiſation zuſtimmen, welche Deputationen und Commiſſionen aufs 
Neue beſtätigen ſollte. Hier aber ſtehen wir vor einer ſolchen Gerichtsord⸗ 
nung. Ich finde in dem Entwurfe eine Einheit der Gerichte gar nicht, fie 
werden zwar einheitlich benannt, die Organiſation ordnet aber völlig ges 
trennt Kammern, Strafkammern und Cipilkammern an. 

Vor allem aber können wir einer Organiſation nicht die Zuſtimmung 
geben, in der die Möglichkeit der Verſchiebung der Juſtizverwaltung vorhan⸗ 
den iſt. Es wird gejagt, es Kine gut, daß nicht jeder Richter in einer Skraf⸗ 
kammer reſp. Civilkammer gebannt bleibe, ſondern daß zur Erneuerung der 
Kräfte ein Turnus ſtattfinde. Auch ich halte die Iſolirüng des Richters in 
einer Strafkammer für einer der trübſten Erfindungen, wer lange, wie dies 
am hieſigen Stadtgericht der Fall, der wird unfähig, das Richteramt ſpäter 
auszuübeen, wenn er aus der Strafkammer verſetzt wird. Auch halte aber 
auch dieſe Theilung weder für nöthig noch für praktiſch ſie erniedrigt viel⸗ 
mehr das Strafrecht zu einem bloßen Handwerk. Warum können denn nicht 
dieſelben Abtheilungen Straf⸗ und Civilrecht ſprechen? Dann bleiben ſie doch 
mit der ganzen Jurisprudenz in Verbindung. Wollen Sie aber die Schei⸗ 
dung durchführen, ſo wahren das Princip, wie in der Ordnung des Reichs⸗ 

erichts, wo Civil⸗ und Kriminalſenat immer getrennt entſcheiden, obwohl das 
ür den Fall, daß der Strafrichter einen Civilfall entſcheiden ſoll, zu den 
größten Inconvenjenzen führt. — Zu den ferneren Garantien der Recht⸗ 
ſprechung zähle ich die Rechtsmittel. Aber für immer bedaure ich, daß die 
Regierungen ſich gezwungen geſehen haben, die Berufung in Civilſachen 
darunter aufzunehen. Ich halte das Syſtem der Berufung, eutſtanden durch 
politiſche Zwecke, übernommen durch Mißverſtändniß und jetzt aufrecht er⸗ 
balten durch Bequemlichkeit der dabei betheiligten Parteien. Ich erkenne an, 
daß der Entwurf nach der Wiederherſtellung der Berufung ſo eingerichtet 
worden, daß überall die materielle Wahrheit Gelegenheit bat, ſich geltend 
zu machen in der erſten Inſtanz. Kann es nun das Anſehen der Gerichte 
fördert, wenn man das Eckenntniß dieſer Inſtanz als Proviſorium betrachtet? 
Sie ſind ferner dadurch um ein ſehr erfreuliches Mittel der Rechtseinheit ge⸗ 
kommen, denn dieſe Berufung zwingt in einem weiteren Grade die Neviſion 
aufzugeben. Der Entwurf geſtattet nämlich die Reviſion gegen zwei über⸗ 
einſtimmende Erkenntniſſe nicht und ſchneidet dadurch die Rechtseinheit in 
ihrer Lebensader durch. 

. H., ich komme jetzt endlich zu der Garantie des Rechtslebens und 
meine, daß jede Gerichtsordnung als einen Theil ihres Inhalts das Prineip 
der Oeffentlichkeit betbätigen muß jeder richterlichen Handlung gegenüber. 
Die Oeffentlichkeit iſt die einzig ſichere und wirkſame Controlle des Rechts⸗ 
ſpruches. Es muß jeder Richter wiſſen, daß ſein Spruch und auch ſeine 
Rechtshandlung der Controlle des öffentlichen Gewiſſens unterworfen iſt und 
daß jeder von ihm begangene Fehler von der Nation als ein Schlag auf⸗ 
genommen wird, der gegen die öffentliche Meinung geführt wird. Ich er⸗ 
innere mich eines Beiſpiels aus England, wo vor einigen Jahren ein Graf⸗ 
ſchaftsrichter einen Mann, der an einem 1 ſein Getreide geſchnitten, 
zu 5 Shilling Strafe verurtheilt hatte. Ein Schrei der Enteuſtung ging 
durch ganz England und durch alle Blätter und die öffentliche Meinung bes 
ruhigte ſich nicht eher, als bis, a allen Gewohnheiten, dieſer Richter 
von ſeinem Amte entfernt war. Die letzte Garantie liegt überall in dem 
Schutze, mit dem die Oeffentlichkeit überall den richterlchen Akt begleitet. 
Wenn man meint, daß im Strafvorverfahren das öffentliche Intereſſe den 
Ausſchluß der Oeffentlichkeit nothwendig mache, ſo liegt darin gerade ein 
vollſtändiges Verkennen der Stellung, welche der Richter einnehmen ſoll. Es 
iſt hier der Richter mit der Polizei verwechſelt. Ich kann mir keine Rechts⸗ 
bandlung denken, welche die Controlle der Oeffentlichkeit en kann, es 
ſei denn, daß dieſe einzelne Handlung vermöge der ihr innewohnenden Natur 
im Intereſſe des Staates die Geheimhaltung erfordert. Ich nehme den 
neulich ſchon bier erwähnten an. 

Die Verhaftung einer Perſon tritt ein, man discutirt allgemein, man 
kennt den Grund der Verhaftung nicht, der Verfolgte ſelbſt weiß ihn nicht 
einmal, er kennt den Fortgang der Dinge gar nicht, in den Sitzungen wir 
verhandelt, es wird richterlich feſtgeſtellt, was zuletzt die Entſcheidung herbei⸗ 
führen kann, und er, als ob er gar nicht dabei betheiligt wäre — wenn 
nämlich die Unterſuchung nicht eingeleitet iſt — faßt von den Dingen gar 
keine Kenutniß. Verdient ein ſolcher Aet den Namen einer richterlichen 
1 Es werden bei ſolcher Vorverhandlung richterlich entſcheidende 

cte vorgenommen, welche das Schickſal des ſpäteren Proceſſes dirigiren 
und ſolche Acte dürfen nicht in dem Dunkel des Geheimniſſes gehalten wer⸗ 
den. — Ich komme nun zu dem dritten Fall, den wir in den Juſtizgeſetzen 
wahrzunehmen haben werden, das iſt die Rediseinpeit In dieſer Beziehung 
nun vermiſſen wir es ja ſchon ſchwer genug, daß wir eine centrale Juſtiz⸗ 
verwaltung nicht haben. Ich will aber dieſen politiſchen Gedanken nicht in 
die Discuſſion ziehen. Als Symbol der Einheit haben wir das Reichsgericht 
erhalten, deſſen Einbeit vollſtändig aufgehoben wird durch den § 7 des „Eins 
führungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz“, in welchem jedem Staate, 
der mehrere Oberlandesgerichte hat, anheimgegeben iſt, die dritte Inſtanz zur 
Entſcheidung einem hoͤchſten Gerichte zu übertragen. Dieſer Saß iſt noch 
eine Ermunterung für die kleineren Staaten, die bis ch nur ein Ober⸗ 
ten, e Rechtseinheit nicht 
haben wollen. Sicherlich iſt den drei Königreichen und auch wohl Baden 
e gegeben, ſich auf dem Gebiete der Rechtseinheit gänzlich aus⸗ 
zuſchließen. 


Ich kann nicht annehmen, daß die Regierungen die Hoffnung Degen, 8 


werde dieſer Paragraph angenommen werden, es ſei denn, daß Gewalt in 
dem Sinne geübt würde, daß man als letzte Entſcheidung hinſtellt, es werde 
ſonſt aus der Rechtseinheit überhaupt nichts werden. Dann wird ſich die 
rage aus einer Geſetzgebungsfrage in eine politiſche Frage verwandeln. 
ber daß wir von dem Standpunkte der juriſtiſchen Prüfung niemals im 
Stande ſind, ohne innere Unwahrheit den $ 7 anzunehmen, das ſcheint mir 
doch eine ziemlich unbeſtreitbare Anſchauung zu ſein. M. H., es hat mir 
daran gelegen, heute nur den Regierungen ein ungefähres Bild zu eröffnen. 
wohin ſich vermuthlich der Widerſtand des Reichstages wenden wird. Bei 
aller Anerkennung und beim unverminderten Dank, den wir den Urhebern 
der Entwürfe abſtatten müſſen, werden Sie ſich doch zu keiner Zeit dem ber? 
ſchloſſen haben, daß wir an das Ocganiſationsgeſetz herantreten, ein friſcheres, 
zwingenderes Element bereinzubringen, als dies bisher der Natur der Sache 
nach bat der Fall ſein können. Der Bundesrat hat bis jetzt freiwillig die 
Rolle auf ſich genommen, den Standpunkt der Einzelſtaaten zu betonen. 
Dann müſſen Sie aber auch wiſſen, daß es im Reiche einen andern Factot 
giebt, der die entgegengeſetzte Aufgabe bat, das heißt, die einheitliche Ord⸗ 
nung zu vertreten, wo eine Verſchiedenheit zu Mißſtänden führen kann, wi 
ich ſie entwickelt habe. 5 : Br. 
a Heute zum 2 — Male treten die drei Entwürfe vor die Oeſſentlichken 
des Reichstages. Mit meiner Rede vielleicht beginnt das, was der Juſſih 
miniſter mit der leichteren Arbeit der Kritik bezeichnet hat. Aber wir * 
wirklich nicht blos Kritiker, ſondern jeder von uns erbietet ſich auch an die 
Schaffung dieſes Werkes theilzunehmen. Wir verkennen keinesweges d 
Vorzüge des Entwurfs, betonen aber, daß nothwendig Ergänzungen deſſeſhe 
eintreten müſſen, da ohne dieſelben eine geſicherte und geſchützte Rechts 
nicht möglich iſt. Ich habe bereits gejagt, als wir auf das deutſche 
die Einheit der Rechtspflege übertrugen, hat keiner die teinung damit 
binden wollen, daß durch ſehr gelehrte, ſehr ſckarfe Unterſuchungen über ung 
melle und materielle Competenz ſachlich herauskomme eine Verſchlechtel mit 
unſeres Gerichtsverfahrens, unſeres ganzes Rechtslebens. Wir bre 
der Uebertragung des Rechtslebens von den Einzelſtaaten auf das Re aber 
lerdings die ſchönſten Perlen aus der Krone der Einzelſtaaten, fügen Ne abe 
ein in die höhere und majeſtätiſchere Krone des Reichs. Unſere en 
wird es fein, daß bei dieſer Arbeit nicht der Schmuck ſelbſt zu ran 
komme und wir nicht dem Reiche eine viel verminderte und in ihren ſſtaaten 
tien verſchlechterte Rechtspflege übergeben, als wir fie. aus den Einze 
übernommen haben. (Beifall.) 3 Kritit mit 
Staatsminiſter Dr. Leonhardt: Ich babe nicht von leichter Fegenſaßz 
Rückſicht auf die Arbeiten des Reichstages geſprochen, ſondern 18 ſich 
zum legislativen Schaffen, und ich wollte nur diejenigen treffen, n aus den 
darüber beklagen, daß die großen Reichsjuſtizgeſetze mit Fe 752 2 
Verhandlungen des Reichstages abe 7 Uebrigen 8 
Lasker Manches vorgetragen, was ſehr erfreulich iſt, und Be er 
Dank gejagt werden ſoll. Aber er wolle mir geſtatten 2 4 — vie in den 
die Sachen doch übertreibt. Es ſind da alle a. ch Fan d as nicht aber⸗ 
Einzelſtaaten hervortreten könnten, hervorgehoben. 3 Sure 
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ben, in Sorderbei nicht die in Belteff des biefigen Stahtgericts bewer- 
5 wurden. ve weden e Seit geweſen fein. Darin 
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be ich dem Herrn Abgeordneten vollſtändig Recht: dieſer Geſetzentwurf iſt 
ein Verfaſſungsgeſetz, ſondern enthalt nur gewiſſe Vorſchriften der Gerichts 
berfajjung als nothwendige Grundlage für eine Gerichtsordnung; ein voll⸗ 
ſtändiges Goachn eta dg geen kann nicht vorgelegt werden aus dem ein⸗ 
fachen Grunde, weil das die geſetzliche Zuſtändigkeit des Reichstags in Reichs⸗ 
izſachen überſteigt. Ueber dieſen Punkt, uf den Alles ankommt, hat der 
ort geſagt. Die Sache iſt aber doch ſehr einfach. In 
den Anträgen der Herren Lasker und Miquel iſt auch die Gerichtsverfaſſung 
lange Zeit Gegenſtand der Nr. 13 des Art 4 der Verfaſſung geweſen, ſpater 
aber wieder weggelaſſen worden, und in dieſer abgekürzten Form iſt er von 
den Factoren der Reichsverfaſſung genehmigt worden. Wie erklärt es ſich 
denn, daß dieſe Worte weggelafien ind? Dachte man denn wirklich, daß fie 
uberfluͤſſig waren? Das glaube ich kaum, es wird wahrſcheinlich ein Com: 

promiß dabei zu Grunde gelegen haben. l 
Die Verhältniſſe, die durch dies Gerichtsverfaſſungsgeſetz nicht geordnet 
find, find bereits in den Einzelſtaaten geordnet, fie werden aber wahrſchein⸗ 
lich neu geordnet werden müſſen (Sehr richtig), wenigſtens in Preußen. 
In dieſer ganzen Frage bin ich für meine Perſon als preußischer Juſtiz⸗ 
miniſter auf einem ſehr mene en Standpunkt. Das wird Ihnen wohl 
bekannt fein, daß unter meiner Leitung der Gerichtsverfaſſungsentwurf nach 
ganz anderen Principien ausgearbeitet iſt, und daß er damals ein in ſich 
abgeſchloſſenes Gerichtsverfaſſungsgeſetz war. Aber, meine Herren, die Zeit 
iegt weit weg, einmal weil damals noch für den norddeutſchen Bund ge⸗ 
arbeitet wurde, und zweitens gegenüber dem Antrage Lasker mit ſeinem 
Drängen zur Gerichtsverfaſſung. Denn daß dieſer Antrag, wie er damals 
lautete, den Beifall der Factoren der Geſetzgebung über kurz oder lang finden 
würde, das it mir nie auch nur einen Augenblid zweifelhaft geweſen (Hört! 
Ört!). Der Herr Abgeordnete und mit ihm Viele mögen bedauern, daß der 
trag in der ſo abgeſtürzten Geſtalt zum Geſetz erhoben worden iſt; ich 
thue das vielleicht auch; aber wie die en liegen, wurden die Grenzen 
der Zuſtändigkeit der Reichsgeſetzgehung überſchritten. Ich kann es aber 
nicht für wünſchenswerth halten, daß, nachdem fo eben dieſe Grenzen in be: 
deutender Weiſe erweitert worden ſind, ſie ſofort bei erſter Gelegenheit über: 
ſchritten werden. Das ſcheint mir politiſch bedenklich und aus dieſem Grunde 
babe ich meine urea Abſicht fallen laſſen, als fie Widerſpruch erfuhr: 
are der Antrag anderer Form angenommen worden, jo zweifle i 
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muß nach einem feſten Reglement „„ an dem kein Präſident oder 
Staatsanwalt etwas ändern kann; denn ich könnte es beweiſen, daß in 
manchen Proceſſen ein Schwurgerichts⸗Präſident geſagt hat, der oder jener 
kann nicht fungiren, weil er der oder der Confeſſion angehört. (Hört! im 
Centrum.) Was die Staatsanwalt anbetrifft, ſo habe ich heute zum erſten 
Male von einem idealen Staatsanwalt ſprechen hören; ich weiß aber, daß 
man die Staatsanwälte zu Verfolgungen betzt, ihnen von oben ber In⸗ 
ſtructionen giebt. Die Stellung der Staatsanwälte im gegenwärtigen Pro⸗ 
ceß ſcheint mir mit der Freiheit unvereinbar. Nicht einverſtanden bin ich 
mit dem Ober⸗Reichsgericht, das ja vom Standpunkte des Einheitsſtagtes 
ſehr wünſchenswerth erſcheinen mag; was ſeinen Sitz anbetrifft, ſo wünſche 
ich, daß es nach einer Univerſitätsſtadt verlegt werden möge, z. B. nach 
Leipzig, aber nicht nach Berlin, wo es wieder mit den hochſten Verwaltungs⸗ 
Behörden zuſammentreffen könnte. 5 

Man hat ja in der Schweiz auch den oberſten Gerichtshof nicht nach 
Bern, ſondern nach Lauſanne verlegt, und was in einer Republik zweckmäßig 
iſt, wird es wohl auch im deutſchen Reiche ſein. Geradezu rebolutionair 
aber erſcheint mir die einfache Beſeitigung aller ſtandesherrlichen und patri⸗ 
monialen Gerichtsbarkeit (Stimmen: Ah!) und die Beſeitigung der kirchlichen 
Gerichte, ohne jede Entſchädigung. (Heiterkeit.) Man ſpricht zwar in den 
Motiven davon, daß das ſeit der Aufhebung des deutſchen Bundes zuläſſig 
ſei; aber ich ſage den Herren Miniſtern, alle die Gründe, die man jetzt für 
die Beſeitigung der ſtandesherrlichen Gerichtsbarkeit anführt, wird man ſpäter 
verbo tenus anführen, um den Einzelſtaaten den Reſt ihrer Gerichtsbarkeit 
u nehmen; wenn Sie jetzt ſo freigebig ſind mit den Rechten der Standes⸗ 

erren, wird ein ſpäterer Reichstag noch freigebiger ſein mit den Rechten 

der Einzelſtaaten. (Heiterkeit) Beſonders aber mache ich die Herren aus 
Baiern darauf aufmerkſam, ob ſich die einfache Beſeitigung der kirchlichen 
Gerichte mit der bairiſchen Verfaſſung verträgt. 

Um 4 Uhr wird die Debatte vertagt und nur der Abgeordnete Lasker 
verlangt noch das Wort, um ſich gegen den Vorwurf Leonhardt's, daß er 
den Hauptpunkt, die Frage der Zuſtändigkeit nicht berührt habe, ſowie gegen 
einige mißverſtändliche Citate des Abg. — u zu verwahren. Der 
letztere zieht es vor, erſt morgen im weiteren Verlaufe der Debatte, nicht 
ſofort in den engen Grenzen einer perſönlichen Bemerkung zu replizixen. 
Morgen wird zugleich der Antrag Lasker auf Einſetzung einer Zwiſchen⸗ 


ch 1 85 auf der Tagesordnung ſtehen. — Nächſte Sitzung Mittwoch 
r. 


keinen Augenblick, daß Ihnen ein vollſtändiges Gerichtsverfaſſungsgeſetz vor⸗ 1 


gelegt fein würde. ; 
bg. Schwarze: In den vorliegenden Geſetzentwürfen kommen ber: 
ſchiedene Prinzipien zur Geltung, die theils ſelbſtſtändig neben einander, 
theils feindſelig einander gegenüber ſtehen und erſt in ihren äußerſten Con- 
ſequenzen wieder zuſammen treffen. Ich erkenne in der Einführung des 
Laienelementes den wahren Kern der Reformation. Es geht ein gewiſſer 
ſchwärmeriſcher Zug durch die Reformation, der uns den Blick für das pral⸗ 
liſche Bedürfniß trübt; wir find in 7 dem Formalismus zu verfallen. 
Bei allem Reſpect vor dem Formalen ſcheint es mir doch die erſte Aufgabe 
zu ſein, darüber zu wachen, daß keine Intereſſen durch Formalismus oder 
Schematismus geſchadigt werden. Es wird nns ſehr vielfach das englische 
Gerichtsverfahren geprieſen. Wie kommt es denn, das 5 Juriſten 
Abänderungen vorſchlagen, die ſich dem continentalen Syſteme nähern? 
Wenn man Schäden beſeitigen will, fo ſoll man ihren Urſprung zu erforſchen 
ſuchen, aber nicht Verbeſſerungen don auswärts holen, die ein wirkliches 
Leben doch nur auf ihrem heimiſchen Boden haben können. Was nun die 
Gonftituirung der Gerichtsbehörde in Strafſachen angeht, fo hatte der ur: 
ſprüngliche Entwurf des Bundesrathes die Schöffengerichte ſtatt der Schwur⸗ 
erichte; dieſe haben aber die Zuſtimmung der Majorität nicht gefunden. 
Stimme links: Gott ſei Dank! Heiterkeit.) Erwarten Sie nicht, daß ich dafür 
eintrete; ich füge mich der Majorität, die ſich ja auch in dieſem Sauſe be⸗ 
reits für die Geſchwornengerichte kundgegeben, und acceptire bis auf Weiteres 
die Schwurgerichte für die ſchwerſten Verbrechen. iejenigen, welche die 
Schoͤffengerichte verwerfen, kennen fie zum größten Theil nicht aus perſön⸗ 
licher Erfahrung, ſondern höchſtens von einem einmaligen Beiwohnen einer 
itzung eines ſolchen Gerichtes. Als Zeichen für ihre guten Eigenſchaften 
führe ich nur an, daß unter 100 Schöffen kaum Einer, unter 100 Geſchwo⸗ 

renen vielleicht 99 ablehnen. 8 . 

Ich ſpreche aber die Hoffnung aus, daß der Reichstag den Entwurf nicht 
ſo annehmen wird, wie er vorliegt; in zweiter Inſtanz iſt die Betheiligung 
des Laienelementes ausgeſchloſſen und als Grund führt man an, daß es an 
der genügenden Anzahl intelligenter Leute fehle; ich halte es für ausreichend 
wenn die Geſchworenengerichte mit 8 ſtatt mit 12 Geſchworenen beſetzt wür⸗ 
den; dadurch könnte man für die zweite Juan die verfügbaren Perſonen 
Richtern für ein Collegium 
für zu groß; wir müſſen unſern Richtern viel zu thun geben; denn je weni⸗ 
er ſie zu thun haben, deſto weniger ſchnell werden ſie das Wenige erledigen. 
eberhaupt muß der Schwerpunkt des Gerichtsverfahrens in die erſte In⸗ 
19 verlegt werden; es iſt ganz falſch, wenn man annimmt, daß man die 
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ehler der erſten Inſtanz in zweiter Inſtanz wieder gut machen könne. Die 

eſchworenen müſſen aber auch in die Lage gebracht werden, ihre Meinung 
klar und beſtimmt auszuſprechen; fie dürfen nicht blos an die formellen Fra⸗ 
gen und deren Beantwortung gebunden ſein. Was die Staatsanwälte be⸗ 
rifft, jo muß es nicht fo ganz in ihr freies Ermeſſen geſtellt werden, ob fie 
ein ſtrafbares Verbrechen verfolgen wollen oder nicht; man muß ihnen eine 
gewiſſe Verpflichtung N unabhängig von perſönlichen Neigungen 
oder Abneigungen ſtrafbarer Handlungen zu verfolgen; damit wird man ihnen 
die Arbeit erleichtern und ihrem Amte das öffentliche Vertrauen verſchaffen, 

welches ſein Lebensprincip ift. 

Abg. Windthorſt: Wenn die vorliegenden Geſetzentwürſe angenommen 
werden, ſo iſt damit im Großen und Ganzen ein entſcheidender Schritt vor⸗ 
wärts gethan; nur kann ich die Criminalproceßordnung nicht ganz fo günftig 
beurtheilen. Den Entwurf der Gerichtsverfaſſung, oder en nur einiger 
leitender Grundſätze für eine ſolche, kann ich nicht ſo beurtheilen wie der 
e wenn man anf ſeinem Standpunkte ſteht, kann man ſich jede 
Arbeit ſpareu, denn heute ſind die Einzelregierungen noch ſo ſtark, um ſich 
derartiges nicht gefallen zu laſſen, Herr v. Treitſchke hat uns freilich ſchon die 

erſpective eröffnet, daß der Zeitpunkt, wo fie ſich fo etwas gefallen laſſen 
werden, ſehr bald herankommen werde. Der Abg. Lasker hat bedauert, daß 
im Reiche nicht eine Centralleitung für die Juſtiz beſteht; ‚feine Argumente 
führen allerdings alle auf einen Einheitsſtaat hin, aber legal beiteht derſelbe 
noch nicht. Man hat immer nach einem gleichmäßigen Gerichtsverfahren 
geſtrebt, und wir wären damit vielleicht ſchon längſt fertig, wenn nicht der 
damalige preußiſche Juſtizminiſter einen Particularismus entwickelt hätte, 
der mich im höchſten Grade erſchreckt hat, obwohl ich ſelbſt etwas Particu⸗ 
lariſt bin. (Heiterkeit.) Es wäre allerdings wünſchenswerth, für die An⸗ 
ſtellung und Befähigung der Richter gleichmäßige Normen im ganzen Reiche 
zu haben, allein das wäre kaum möglich ohne ein Reichsjuſtizminiſterium. 
Wir haben überhaupt jetzt nicht mehr ſolche Richter wie früher; es wäre 
ade wünſchenswerth, die Richter aus dem Getriebe der Parteien aus: 

zuſcheiden. 

Wir ſehen jetzt einen erheblichen Prozeß ſich entſpinnen, ſofort bewegt ſich 
die 11 11 Preſſe und vor dem großen Publikum wird der Prozeß bereits 
ausgefochten. Zu dieſem Publikum gehören aber auch die Richter, und es 
müßten ganz beſonders conſtruirte Menſchen ſein, wenn ſie ſich von ſolchem 

uten Lärm nicht influenziren ließen. Solche große Proceſſe müßte man 
derfchieben können auf einen Zeitpunkt, wo die Leidenſchaften ſich beruhigt 

ütten. Da man die Richter von der Theilnahme an öffentlichen Dingen 
Nicht gut abſchließen kann, fo ſollte man ſie an Orte bringen, wo die böchſten 
Verwaltungsbebörden nicht ſind, man ſollte ſie fern halten von der Discuſ⸗ 

n der öffentlichen Dinge, von öffentlichen Verſammlungen. ( Heiterkeit.) 
Ja, meine herren, die Erfahrung wird uns noch dahin bringen; denn, wenn 
ich auch nicht glaube, daß ein deutſcher Richter zu Gunſt 

echt ſprechen wird, fo 


als man denkt. Die Richter follten ferner gleichmäßig beſoldet werden, dat 


kann, die Richter follten keine Orden Sehr richtig! links) und keine hoheren 
— 0 925 Anmaliftand iſt ſchr wichtig für eine richtige Rechtspflege 
Mt e ſein mit einverſtanden, daß jeder Richter eine 3 
anders geregelt ſein und beſonders ſollte die freie Advokatur eingeführt wer: 
den. Aber muß denn das En von Nec wegen gemacht an, Ich 
laube, die Einzelſtaaten können allein mit ſich fertig werden. (S 
ecklenburg!) Mecklenburg⸗Schwerin flößt mir einen ganz 
eipeot ein, mehr als mancher größere Staat. (Heiterkeit!) 
Wenn man meint, man würde am Juſtizelat etwas ſparen, fo 
das freilich nicht, ſondern denke vielmehr, eine geordnete Juſtizp 
man nie theuer genug bezahlen, 
wir ja am Militär⸗Elat etwas ſparen, 
zm eine gute Juſtiz zu bezahlen. 
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uriften Schöffen ſind, daß er aber das Erkenniniß allein 
icht⸗Juriſten als Schöffen fungiren. (Sehr wahr!) Dann 


müßte; die Disciplinarverhältniſſe der Anwälte ſollten 


timme Uns: erhalten, deren Cultur auch in nördlichen Gegenden möglich ſei. 
außerordentlichen wurde ſogar ein ſehr hoher Preis für Denjenigen ausgeſetzt, der ein 


und wenn wir da mehr brauchen, können geſchaffen würde. 
getreten. 


jo weiß ich aus Erfahrung, daß der Richter in große Verlegenheit 
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Berlin, 24. November. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König bat 
dem Forſtmeiſter Reinhardt zu Straßburg i. E. den Rothen Adler⸗Orden 
vierter Claſſe; dem Oberförſter Meerwein zu Hagenau den Königlichen 
Kronen⸗Orden vierter Claſſe; und dem Schullehrer Mahling zu Seide⸗ 
winkel im Kreiſe Hoyerswerda das Allgemeine Ehrenzeichen verliehen. 

Die Opmnafiallehter Dr. Viertel zu Königsberg i. Pr. und A. v. Mor⸗ 
ſtein in Poſen ſind zu Oberlehrern am Königlichen Wilhelms⸗Gymnaſium 


u Königsberg i. Pr. ernannt worden. — Am Köllniihen Gymnaſium in 
erlin iſt die Beförderung des ordentlichen Lehrers Dr. Eugen Pappen⸗ 
beim zum Oberlehrer genehmigt worden. — Der Religionslehrer Krahe 


am Gymnaſium in Düſſeldorf, iſt zum Oberlehrer befördert worden. 

Berlin, 24. November. [Se. Majeſtät der Kaiſer und 
König! empfingen geſtern Nachmittag um 4 Uhr den Reichskanzler 
Fürſten von Bismarck zum Vortrag. 

Heute nahmen Se. Majeſtät milttäriſche Meldungen, ſowie die 
Vorträge des Kriegs⸗Miniſters, des Militaircabinets und des Miniſters 
des Königlichen Hauſes Freiherrn von Schleinitz entgegen. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz]! 
begab Sich heute Vormittag 9 Uhr mit dem Tages⸗Schnellzuge von 
Potsdam nach Caſſel und wird von dort am 26. d. Mis. über Han⸗ 
nover nach der Goͤhrde reifen. Höͤchſtderſelbe wird von dem perſön⸗ 
lichen Adjutanten, Hauptmann von Liebenau, begleitet. (R.⸗Anz.) 

O Berlin, 24. November. [Juſtiz-Organiſation. — Er: 
hebungen über die Wirkungen der neuen Strafgeſetze. — 
Poſtaliſches. — Reichsbank. — Die Baumwollfabrikation.] 
Heut haben nun alſo im Reichstage die Verhandlungen über die Juſtiz⸗ 
Organiſation begonnen und, wie wir bereits früher gemeldet, findet 
der Antrag einer Zwiſchen⸗Commiſſion allgemeine Zuſtimmung und 
Befürwortung und da der Staatsregierung daran gelegen iſt, daß dieſe 
wichtigen Einheitsgeſetze der gründlichſten Prüfung unterzogen werden, 
ſo wird auch ſie allen Anträgen, welche dafür Bürgſchaſt leiſten, ent⸗ 
gegenkommen. — Es iſt ſchon früher mitgetheilt worden, daß von 
Seiten der preußiſchen und der übrigen Bundesregierungen Erhebungen 
angeſtellt worden find über die Wirkung der neuen Strafgeſetze. So: 
bald dieſe Erhebungen zum Abſchluß gelangt ſind, ſollen ſie den etwai⸗ 
gen Abänderungsvorſchlägen zu Grunde gelegt werden. Im Bereich 
Preußens ſind dieſelben bereits ſo weit gediehen und die Ergebniſſe 
derſelben in vollſtändiger Zuſammenſtellung dem Staatsminiſterium 
vorgelegt worden. Daſſelbe hat ſich auch in der jüngften Zeit 
damit beſchäftigt, um ſich über die eventuell an den Bundes⸗ 
rath zu richtenden Abänderungen ſchlüſſig zu machen. — Die öſter⸗ 
reichiſche Poſtverwaltung hat zur Sprache gebracht, daß öfter Geld: 
briefe aus Deutſchland nach Italien nur mit 2 Siegeln verſehen zur 
Beförderung eingegangen ſeien; es find deshalb die deutſchen Poſt⸗ 
ämter daran erinnert worden, daß Briefe mit Werthangabe nach Ita⸗ 
lien unter Kreuzcouvert gelegt und mit 5 Siegeln verſchloſſen fein 
müſſen. — Wiewohl ſich die Regierung nicht gegen die Umwandlung 
der preußiſchen Bank in eine Reichsbank ausgeſprochen, ſo wird doch 
dieſelbe noch mancherlei Schwierigkeiten bereiten. Zuerſt in legisla⸗ 
toriſcher Hinſicht, es iſt ein Staats⸗Inſtitut, und müſſen das Abgeord⸗ 
netenhaus ſowie das Herrenhaus ſeine Zuſtimmung geben, und bei 
letzterem geht das nicht ſo leicht, dann aber auch ſind große finan⸗ 
zielle Schwierigkeiten zu überwinden, Entſchädigungen zu geben. 
Und zwar würde Preußen als Entſchädigung zu fordern haben: 1) 
die Rückerſtattung ſeines gelegten Einſchuſſes im Betrage von 1,906,800 
Thlr., 2) Entſchädigung für die zweite Hälfte des Reſervefonds der 
Preußiſchen Bank zu 3,000,000 Thlr., 3) für die Liegenſchaften der 
Preußiſchen Bank, welche die letzte Bilanz mit 1,775,925 Thlr. auf: 
führt, 4) für den Werth ihrer Geſchäftseinrichtungen. Das in der 
Preußiſchen Bank inveſtirte Capital beläuft ſich hiernach allein bereits 
auf circa 30 Millionen Thlr., 5) Entſchädigung für die Aufgabe der 
beſonderen finanziellen Staatsintereſſen. Dahin gehören zuerſt der 
Gewinnantheil des Preuß. Staats, welcher in letzter Zeit allein 3,166,000 
Thlr. betragen hat, und ferner die Verpflichtung der Bank aus dem Ver⸗ 
trage vom 28. Januar 1856 betreffend die Verzinſung und Tilgung der 15 
Mill.⸗Anleihe, 6) die Entſchädigung der Bankantheilsinhaber reſp. Actionäre 
welche nach einjähriger Kündigung ihre Anlagen von ca. 20 Mill. 
zuzüglich deſſelben Reſervefonds mit 3 Mill., alſo 115 pCt. des No: 


ten einer Partei minalbetrages der Antheile vom preußiſchen Staat erſtattet erhalten. 
find doch die Menſchen immer das Product der — 5 ) ſiſch it d 


oſpbäre, in welcher fie leben, und werden von derſelben mehr beeinflußt, bereiten. — Durch die Beſiegung der Südſtaaten von Nord⸗Amerika 


So wird alſo wohl die Umwandlung noch einige Schwierigkeiten 


Advancement müßte fo geordnet fein, daß kein Juſtizminiſter es beeinfluſſen war die Erzeugung der Baumwolle in hohem Grade beſchränkt wor: 


den und die Preiſe der vorhandenen Baumwolle hatten eine außer⸗ 
ordentliche Höhe erlangt. Eine bedeutende Zahl von Baumwollfabri⸗ 
ken war gezwungen, ihre Production erheblich einzuſchränken oder gänz⸗ 
lich einzuſtellen. Es wurde damals in England der Wunſch erweckt, 


einen Erſatz für die Baumwolle in einer andern Geſpinnſtpflanze 51 
8 


Verfahren zur Herſtellung 


Au 


wird man aber auch nicht die nab denen finden. Die Senatbildung 


von geeigneten Geſpinnſtfaſern aus 
ege kann einer ſolchen Pflanze angebe, wodurch ein Erſatz für die Baumwolle 
ch in Preußen wurde der Angelegenheit näher 
Das landwirthſchaftliche Miniſterium führte eine Geſpinnſt⸗ 
pflanze (Caportea pustulata) ein, und der Inſpector des hieſigen 
botaniſchen Gartens, Bouché, ſowie einige Mitglieder des Aeclimati⸗ N 
ſations⸗Vereins in Berlin, bauten die Pflanze an und vermehrten fie, | Ergiehung. — Ernährungslehre. Fortſetzung. — Die Pflanzenkoſt — Neltag 


= 


r wohl gedeiht. 
bei uns ac 


die Baumwolle vollſtändig zu erſetzen. 


gewinnen, welche es in Güte und Billigkeit mit der Baumwolle auf; 
nehmen könnte. Allerdings iſt das Bedürfniß augenblicklich nicht mehr 
ſo groß, Erſatz für die Baumwolle zu erhalten, da nicht nur die 
Baumwollencultur in Egypten und Oſtindien bedeutend erweitert und 
in andern ſüdlichen Ländern mit Erfolg eingeführt iſt, ſondern auch 
in den Südſtaaten von Nordamerika der Baumwollenbau auf den 
jahrelang brach gelegenen Plantagen von Neuem wieder nach und 
nach aufgenommen wird. ; 

[Unglücksfall.] Die „N. Pr. Z.“ berichtet: Geſtern, Mon⸗ 
tag, Nachmittags nach 2 Uhr, hat ſich bei einer Brigade⸗Steeplechaſe 
der 2. Garde⸗Cavallerie-Brigade bei Dorf Fahrland nahe Potsdam 
ein ſehr beklagenswerther Unglücksfall ereignet, indem der Premier⸗ 
Lieutenant im 1. Garde-Ulanen⸗Regiment Karl Graf zu Stol⸗ 
berg⸗Wernigerode durch einen Sturz das Leben verlor. eim 
Nehmen des zweiten Hinderniſſes ſtürzte er ſo unglücklich, daß der 
Tod unmittelbar erfolgte, wahrſcheinlich in Folge eines Bruches des 
Schädels, welchen die harten Satteltheile des ſich überſchlagenden 
Pferdes mehrere Zoll lang geſpalten hatten. Graf Karl (geb. den 
18. Auguſt 1845) war der zweite Sohn des General-Lieutenants 
Wilhelm Grafen zu Stolberg⸗Wernigerode, commandirenden Generals 
des 7. Armee⸗Corps zu Münſter. Aus Potsdam erhalten wir über 
den Trauerfall noch nachſtehendes Telegramm: Graf Karl Stolberg 
iſt geſtern bei einer Brigade⸗Steeplechaſe bei Nedlitz, da, wo der Weg 
nach Fahrland abbiegt, geſtürzt und auf dem Platze todt geblieben. 
Heute Morgen ſind ſein Vater, der commandirende General des 
7. Armeekorps, Brüder und Verwandte hier angekommen. Das 
Regiment verliert in ihm einen ausgezeichneten Dfficier. 

[Affaire Arnim.] Die „Voſſiſche Zeitung“ meldet: Die Affaire 
Arnim hat einen Fall von Zeugnißzwang herbeigeführt. Der Ber⸗ 
liner Correſpondent des „Daily Telegraph“ war vorgeladen worden, 
um über den Einſender eines Telegrammes in der genannten Zeitung 
Auskunft zu geben, wonach der Staatsanwalt Teſſendorf vor ſeiner 
Abreiſe nach Paris dem Auswärtigen Amte ſeine Aufwartung gemacht 
hätte. Der Vorgeladene weigerte ſich, den Abſender zu nennen, und 
wurde in Folge deſſen mit Geldbuße und eventueller Haft bedroht. 
Er hat aber gleichwohl jedes Zeugniß abgelehnt und eine motivirte 
Beſchwerde dem Kammergericht übergeben. Wie das „Kl. T. -B.“ 
nun mittheilt, iſt die Einſtellung des Verfahrens gegen den Corre⸗ 
ſpondenten, einen Engländer, durch Vermittelung des Auswärtigen 
Amts angeordnet worden. a 


[Das in den Zeitungen veröffentlichte Schreiben des 


Herrn von Hülfen] an die Berliner Studentenſchaft iſt am ſchwar⸗ 


zen Brett der Univerſität nicht angeſchlagen und wird auch nicht an⸗ 
geſchlagen werden, da der Rector Prof. Momſen erklärt hat, daß er 
hierzu nicht die Erlaubniß geben würde. 

[Ein Standesbeamter! hatte ſich geweigert, einer Zeitung die 
Namen der bei ihm angemeldeten Geborenen und Geſtorbenen behufs 
Veröffentlichung zu überlaſſen, weil das Geſetz Derartiges nicht vor⸗ 
ſchreibt und dadurch Familiennachrichten in die Oeffentlichkeit gebracht 
werden, deren Bekanntwerden den Betreffenden möglicherweiſe unan⸗ 
genehm ſein könnte. Die Redaction der Zeitung wendete ſich infolge 
deſſen mit einer Eingabe an die Provinzialregierung und erhielt um⸗ 


gehend den Bſcheid, daß die Regierung durchaus keine Bedenken gegen 


die Veröffentlichung der Standesregiſter habe, dieſelbe ſogar gern ſehen 
würde. N 


Provinzial-Zeitung. | 
* Breslau, 28. November. [Ein hübſches Quidproquo.)] 
Die „Nordd. Allg. Ztg.“ berichtet: Während es bisher Sitte war, 
daß die Petitionen dem Land- oder Reichstag ſchriftlich übermittelt 
wurden, wählen diesmal einzelne Petenten ein anderes Verfahren. 


Sie ſuchen die Mitglieder der Petitions⸗Commiſſion perſönlich auf, um ei 


ihre Sache vorzutragen und zu vertreten. So kam denn auch zu 


Herrn Geh. Reg.⸗Rath Jacobi, dem Vertreter des Wahlkreiſes Gold⸗ 
Herr 


berg⸗Haynau⸗Liegnitz im Reichstage, ein folder Petent. 
Reg.⸗Rath Jacobi erzählt hierüber Folgendes: „Ein Herr tritt mit 
einem großen Pack Schriftſtücke in mein Wohnzimmer. „Ich bin der 
Gutsbeſitzer H. bei Koſel. a 
rechte Sache bei Magiſtrat, Landrath, Regierung, Ober⸗Präſident, 


Miniſter und Staats Miniſterium, — dann beim Kreis- Gerichte, . 
Appellations-Gerichte, Ober⸗Tribunal und Juſtiz⸗Miniſterium, — zu: 


letzt beim Abgeordnetenhauſe und Herrenhauſe verfolgt und überall 
nur zweierlei Antworten erhalten, — die eine, daß meine Beſchwerden 
unbegründet, — die zweite, daß ſie nicht zu verſtehen ſeien. 
Letzteren ſpricht nun die reinſte Verfolgungsſucht, da ich meine Ein⸗ 


gaben ſtets fingerdick gemacht und gewohnlich an dieſelbe Behörde 


mehrmals hintereinander gerichtet habe. Endlich bin ich nunmehr an 


die richtige Schmiede gekommen, — an den hohen kaiſerl. koͤnigl. 1 


Reichstag, — und geſtatte mir im felſenfeſten Vertrauen auf endliche 
Vernichtung der teufliſchen Ränke der Behörden, dies Pack vieljähriger 


Schriftſtücke Ihnen, hochgeehrter Herr Abgeordneter Dr. Johann Jacoby ” 


aus Königsberg — —.“ 


Reichstage!“ „Ach, das weiß ich beſſer. 
rühmten Volksvertreter?“ erwidert Herr H., ſeinen baumſtarken Körper 
hoch auftichtend, — drohenden Auges und heftiger Stimme. „Ich 
habe mich auch ganz nahe, zwei Häuſer von Ihnen, eingemiethet 
und werde mich täglich erkundigen, wie die Sache liegt.“ 
der „berühmte Doctor wider Willen“ thun? 
höflich zur Thüre hinauscomplimentiren und dann ſchleunigſt den 
nächſten Schutzmann rufen laſſen, um ihm den Fall mitzutheilen und 


den ſofortigen polizeilichen Rücktransport des Herrn H. in ſeine Hei⸗ 5 


math zu erwirken. 


© Hirſchberg, 24. Nophr. [Altlatholiihes. — Schnee] Bei der 
ſeitens der hieſigen altkatholiſchen Gemeinde am vergangenen Sonntage nach 
Maßgabe der Gemeinde- und Synodal⸗Ordnung ſtattgefundenen Vorſtands⸗ 


wahl wurden die durch erfolgte Auslooſung mit Ablauf dieſes Jahres aus⸗ 


ſcheidenden Vorſtandsmitglieder: Polizei⸗Secretar Sagame (Vorſteher) und 


Glaſermeiſter 
gliedern, durch welche der Vorſtand vom 1. Januar 1875 ab verſtärkt werden 
ſoll, den Herren: Kreisausſchuß⸗Secretär Richter, Kaufmann Plaſchke 
und Klemptnermeiſter Grahn, zuſiel. — In Solge erneuten Schnee: 
falles iſt hier ſeit geſtern früh zwar ziemlich gute Schlittenbahn eingetreten 
doch nimmt bei der milden Temperatur, die ſich um Null⸗Grad herum be 
wegt, das Schmelzen des Schnees zum Beſten des ausgetrockneten Edrbodens 
ſeinen mäßigen Fortgang. 2 2 
Deutſche e „Organ des Berliner Hausfrauen⸗Vereins. 
Herausgegeben von Frau Lina Morgenſtern und Frau Maria Gubi 
— Die neueſte Nummer hat folgenden Inhalt: Ein 


Vergeblich hab' ich meine höchſt ge⸗ 


Aus 


„„Aber ich bitte ſehr um Entſchuldigung 
— der bin ich ja gar nicht, — der iſt überhaupt gar nicht im 
Wer kennt nicht den be 


Was ſoll 
Er muß den Herrn H. 


Haſchke, wiedergewählt, während die Wahl von drei Mit⸗ 


ort aber häusliche 


Es wäre von großer Wichtig 
keit, wenn es gelingen ſollte, eine Geſpinnſtfaſer in unſerem Klima zu 


. 


* 
* 
u; 
di 


2 


2 
A 
Fir 
4 
Pr. 
4 


fer 
N 


[er 
7 
100 


a 
4 
5 
4 


e 


N Dau au ap SR . $ » Patris 8 * Me 

5 im Vereinsleben. — ſechhalle. — Zur Anregung in Mußeſt unden 8 e a Zen [1866er Präm.⸗Anl. (geſt.) Imperials 5, 93%. Große ſche Eiſen⸗ 

— Derbe für bie Küche. — 9 engen das Haus. a Eingeſandte Bücher. Berlin, 24. N be 12 ds 8 heutigen Berf en [bahn 155% Internationale Bahn I. Emiſſion —. do. II. Emiſſion —. 
— Marktbericht. — Briefkaſten. — Forlaufende Mitgiederliſte. — Neu hin: in, 24. November. ends. In 9 amme | Auf. Bodencredit⸗Pfandbriefe 102%. - 

zugetretene Lieferanten. — Anzeigen. lung des Verwaltungsrathes der Discontogeſellſchaft wurde die Aus⸗ ie Bewerbung Strousberg's um den Bau von 300 Werft Pferde⸗Eiſen⸗ 

zahlung einer Abſchlagsdioidende von 4 pCt. pro 1874 genehmigt.] bahn in Petersburg iſt abgelehnt; derſelbe erhielt bei der Wahl nur wenig 
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F „ %% [mit näherer Feſtſtellung der Anleihebedingungen und des Emmiſſions⸗ lich feſt ein, ermattete indeß bald und ſchließt merklich unter geſtrigen Noti⸗ 
Fonds- und Geld- Course. [Cin dagen ho 3% f fle .d. courses beauftragt. Die Beibehaltung einer ſchwebenden Schuld von] rungen, Loco ſchwerfalliger Handel. — Roggenmehl matter. Weizen 
Freiw. Staats- Anleihe 4 — — Okshav Risen. 6 6 ei 20 Millionen wurde genehmigt. Die weitere Berathung der Vorlage | war bei ſtillem Geſchäft etwas billiger käuflich. — Hafer loco ſtärker zuge⸗ 
Saab Aal. gan b Herdset n 8 33% E 90 gt. 8 gef führt und eher etwas billiger zu haben. Termine recht feit und höher. — 
ar ER 9 455 vo * F 10% ba ſoll am Mittwoch ſtattfinden. . 4 Rüböl ift ferner etwas im Werthe geſtiegen. — Spiritus wurde zu nachge⸗ 
Stasts-Schuläscheine. 370d dan, | Hannover-Altenb.| 5 0 221% bz Madrid, 23. November. Der Carliſtenchef Lozano, der näch dem] benden Preiſen verkauft. j 
ae a On 5441027 be [Kaschau-Oderbre.) 5 |5 „ | 59% bz Treffen von Bogarra in die Hände der Regierungstruppen fiel und! Weizen loco 55—70 Thlr. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat gefordert, 
Berliner 4 100 pe r 8 Eiſenbah d Todt Eiſenbahn⸗ erdin. gelber — Thlr. bez., gelber — Thlr. bez., inländiicher — Thlr. bez, 
S) Pommersche 32 55 0 Märk Posener o 28 des wesen Zerſtöͤrung von Eiſenbahnen un ung von Eiſenbahn⸗ weißer poln. — Thlr. ab Bahn bez., pr. November 627 — 62 Thlr. bez., 
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Badische Prüm.-Anl. II B 0 Te 5 5 lat 6.6 A % ez. 1 % 6 
Blaierische 4% Anleihe 18 B ne. Petersburg, 23. November, Abends. Der Reichskanzler Fürft | Tlr. bez, pr. December⸗Januar — Thlr. bez, pr. Frühjahr 150 —150% 
Ooiu- Mind.Pramiensch. 31, 104 ban Ostpreuss. Südb.“ O 0, 4 | 374, 67 Gortſchakoff iſt hier eingetroffen und war ihm der Geheimrath Ham: —149% Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 149—148% Rchmk. bez. Gekündigt 
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eee rl. Bankverein. 18 (% |4 %% ven dem Verwaltungsrath der Mähriſch⸗Schleſiſchen Centralbahn und dem Cu⸗ Achmk. Br., 58, chmk, Ol. — Getündigt — Cinr. Kundigungepreis 
do. 4½% do. do. m. 11004½ 93% B Berl. Kassen-Ver. 299% [29 4 295, B tor der Prioritätengläubiger I. und II. Emiſſion Dr. Gaber aufgehoben Thlr. — Leindl loco 22% Thlr. — Petroleum per 100 Kilo. incl. Faß loco 
leur en eee \ ren 174—H Tlr. dez., pr. November 7% Thlr. bez, pr. November: December 
Oest. Silberpfandbr. . 5½ 72 bz& Berl. Prod.-Makl.B| 8½ [12% a | 651, 6 und verordnet, daß mit Rückſicht auf die collivirenden Intereſſen der beiden 7 Dez., pr. 5 bez., pr. 
do. Hyp.Crd.Pfndbr.|5 | 68% B do. Prod. U. dle. fl. 27 | 34 4 | 85% bs Emiſſi ; Iben ein ei 8 t Y 7% Thlr. bez, pr. December 7% Thlr. bez., pr. Januar — Rchmk. bez 
N: ih 97 5 mijfionen für jede derſelben ein eigener Curator ernannt werde 2 
.d.Oest.Bd.-Or.-Ge.l5 884% G Braunsehw. Hank] 8% |9 14 118 6 : > 5 A f ; pr. Februar⸗März — Rchmk. bez., pr. April⸗Mai — Rchmk. bez. Gekündigt 
> Schles.Bodencr.Pfndbr 5 100 8 Brest Disc. Bank 10 2½% la | 88%, ba Wien, 24. Nov. Das Exträgniß der directen Steuern in den erſten 5 \ g 
30. 6 Tal 94% 0 do.Hand.u.-Entrp.| 9 6 4 70% B zebn Monaten des laufenden Jahres überfteigt die präliminirte Summe um — Barrels. Kündigungsreis — Tbir. 1 N 
72 1 . 11 
Suüdd. Bod.-Cred. PA b. s 102%, G Bresl. Maklerbank]30 0 4175 C 5 Millionen Gulden. Spiritus pr. 10,000 Liter loco „ohne Faß 19 Thlr. 15—8 Sgr. ber 
nn Br. Pr. Woche | 4 4 6 5 Petersburg, 24. Nov. Im Finanzminiſterium werden die Grundzüge „mit Faß“ pr. November 19 Thlr. 8 Sgr. bez, pr. dender DeruiäE 
5 7 Brel. Wechsiert. 13 o 4 7 B. eines neuen Zolltarifs für den 4 ruſſiſch⸗europaiſchen Verkehr aus⸗ 19 Thlr. 4 Sgr. bis 18 Thlr. 28 Sgr. bez., pr. December⸗Januar — 9 
| 1 Ausländische Fonds. e HE gearbeitet. Der Kaufmannſchaft wurde ein diesbezügliches Gutachten ab: 5 55 5 50 Nen 55 8 ra 4 
ODest. Silberrente . 4½ 68%, bz anc Z, br gefordert. N „ pr. Mai⸗ „Z, * pr. Juli 00,9 — DU, 48 
40. Papierrente . 44½ 64 bzB ee ee. xx. ñ e A u bez., pr. Juli⸗Auguſt 62— 61,5 Rchmk. bez. — Gekündigt — Liter. Kün⸗ 
VVV Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. . — Sp |. 
cee i abe Dermat, n 7 4 % 11515 & A us Wolff's Telegr.⸗Bureau.) * 4 e Breslau, 25. Nopbr., 94 Wr Vorm. Am beutigen Markte war 
. 17 des |ao.Hyp-B.Berin] 6 |5 f 8 Frankfurt 4. M., 24 November, Nachmittags 2 Ubr 30 Min. [Schluß⸗] der Geſchäftsverkehr ſchleppend, bei mäßigen Zufuhren und unveränderten 
45, 006 6 153% b Deutsche Unionsb. 9% 1 |4 | 80 50 eourſe.] Londoner Wechſel 119%. Pariſer de. 95% Wiener do. 107 4. Preiſen. 
de. Bod.-Cred.-Pfäb. .5 | 89%, bz Disc-ComA.. 7, IE 0% De Framoſen“ 32114. Hefi. Ludwigsbahn 132%. Böhm Weſtbadn 209%. Lom Weizen, in rubiger Haltung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 5½% bis 
r g So 8 Genossense junge © 3 4 102% K 8 1 * 9 1 Gem 203. ed e air 6½% Thlr., gelber 5% bis 6% Thlr., feinite Sorte über Notiz 4 ö 
Poln. Liquid.-Pfundbr. 4 69bzG [N — | Gwb.Schuster u. C. 10 9 4 | 11% 6 Elbtoalbahn —. berbeſſen 72%. regon —. Credu⸗Actien? . Roggen nur billiger verkäufli t. 100 Kilogr. 5%. bis 5%, 7 
dene Vak. pee | 02%, e r 50 Ruſſ. Bodencredit 89%. Ruſſen 1872 98 Silberrente 68%. Vapierrente feinſte Bete über Notts bezahlt. ſlich, o e f | 
RR re es Hannov. Bank. 165 | 796 (4 las 8 64. 186er Looſe 106%. 186 ler Loose 172%. Ungar. Shagm. 91. Haate|  Gerfte schwache Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. 5 bis 5% Thlr., weiße 5% 
do. 3% Anleihe. . 5 | 90% bz Hannoy. Bank . 695 | 71 59 — n . f „ 9 
Französische Rente . . 5 100 bzB do. Disc, -Bk| 5 0 ja | 16% v Grazer 2%. Amerikaner de 1882 97%. Darmſtädter Bankverein 389% bis 5% Thlr. 
Ital. neue 0 Anleihe|ö 66% C Hessische Bank 8% |0 4 [50 B Deutſch⸗onerr. 89. Prov.⸗Disconto⸗Geſellſchaft 8170. Brüſſeler Bank 106%. Hafer gute Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. 5%—5% bis 6 Thlr. 
ee OEL 921 ha La B Kwilecki 6 0 N 90 1 * Berliner Bankverein 851. Fraukf. Bantverein 87%. do. Wechslerbant 84. Erbſen angeboten, pr. 100 Kilogr. 6% bis 7% Thlr. 
Rumänische ‚Anleihe 8 103, B Leip. Ored.-Anst. 15 9 4 160% @ Nationalbank 1049. Meininger Bank 100%. Hahn Effectenbank 116% Wicken ſehr feſt, pr. 100 Kilogr. 5% bis 6 Thlr. j 
Türkische Anleihe. % | 43% bas |Luxemburg. Bank., | 82 |4 1114 * Continental 91%. Sudd. Immobil.⸗Geſellſchaft —. Hibernia —. 1854“ Lupinen geſucht, pr. 100 Kilogr. gelbe 4% bis 5%, Thlr., blaue 
F ee e 18° 18 n | Sndle 5 Ante bee eg dn — Schiffe ps ze 1 4% bis 5 Thlr. 1 80 2 
Sch n Moldauer Lds.-Bk.| 4 5 4 1 B Ruſſiſche Anleihe —. Ungarlooſe 96%. Köln⸗Minden⸗Looſe —. gliſche Bohnen unverändert, pr. 100 Kilogr. 7% bis 7% Thlr. 
oe 12 an Nordd. Grande, . la 12% 4 103% b. J Wechslerbank —. Meininger Looſe —. _Schlei.Vereinsbant —. Kurbeſſiſche M 5 boch gehalten, pr. 100 Kilogr. 4% bis 5745 Thlr. A 
. ˙ [pee n N Halle PAR Looſe —. Baubank —. Neue ungar. Schatzbonds 89%. Feſt, aber ſtill. elſgaten preisbaltend. 
ap Geer Cre lg 5% 4 13930 5 iemlich feſt, aber geſchäftslos. Anlagewerthe behauptet Sa lei 55 ruhiger Haltung 
* 1 äts- Oest. Cred,-Actien!18%, 5 391 2 . A k. aglein i „ { x 
P Se, 10. 70 Su Sal !. Se A sreigi & nerla Pa 100 cken detto in Zhft, For, , „ | 
40. 11.8.3. 30, 85. B PosnerProv.-Bank 6% 72% 4 108 G den 21. 5 8 Schlag⸗Leinſaat . . — 
do. do. FI. 44% 90 % bzG Preuss, Bank-Aet13½% 20 4½ 1643 bz *) per medio reſp. per ultimo. Winter⸗Raps. 7 20 — BE ee 8 7 6 
5 an. Mesa. 2 Ordbahn|ö — 102 6 br. Bol. Crr Act. 18, 7 15 1081 bz& Hamburg, 24. November, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamb. Winter⸗Rübſen. 7 10 — 7 20 — 71 7 
e : 4% K oe 1 8%“ i a e F Staats⸗Prämien⸗Anleihe 108%. Silberrente 68%. Oeſterreich. Grebitactien Sommer⸗Rübſen.7 5 — TR 18 — 
= Breslau-Freib, Lit. 5.405 2 528 Sächs. Cred. ank 13 8 4 107 beg ER dio. 304. iat dient N Be ! . Leindotter 3 na 18 * 85 10 Fr ar 
2 . e Sete Bank. = ver. a Me ombarden . alieniſche e 66%. Vereinsbank 124%. ura⸗ Rapskuchen gut käuflich, ſchleſiſche 75—77 Sgr per ilogr. 
2 1 DE. 8 1 45 5 Rap 9 D £ 
ene de . f oo N 927% 0 ütte 13314. Commerzb. 82. dio. II. Emiſ. — Norddeutsche Bank 146. Leinkuchen matter, ſchleſiſche 108—110 Sgr. per 50 Kilogr. 
A0. 0,04½%%100% 6 Thüringer Bank .|14 8 . J10l etbza Provinzial⸗Disconto⸗Bank — —. Anglo⸗deutſche Bank 47%. dio. new Kleeſaat — gute Kaufluſt — neue rothe ordinäre 12—13 Thlr., 
N Var 927 da Weimar. Bank 15 o i ler 8. Daniſche Landmannb. 96%. Dortmund. Union — Wiener Union nitiele 134—13% Thlr., feine 14—14% Thlr., bochſeine 15% Thlr. pr. 
"Hatte Sorau-Cuben . J 99 55 1 5 8 = 5 5 + 8 = — er Ruf! ee — 0 Kilogr., — weiße wenig W 1077 1 505 58 op 17—18 
Hanover -Altenbeken4½ — — (In Liquidation.) merikaner de ? 3%. n⸗M.⸗St.⸗ en . ein. en bahn Thlr., feine 18% —19 Thlr., hoch eine 4— r. pr. gr. 
Märkisch-Posener . % | — — Berliner Bank . 14 0 ftr. 78 bz Stamm Actien 135%. Bergiſch⸗Märkiſche 83%. Disconto 4½ pet. — Thymothee ohne Umſatz, 9—10—11 Thlr. pr. 50 Kilogr. 
N.-M. Staatsb. J. Ser.j4 95% bz Berl. LO u. b.-Bank 11½ 0 fr. 25 0 Schl 1 1 i Weizen? f i 9% a 
"ao. II. Send 94% G onde 4 3 chluß ſchwach. . Mehl in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. unverſteuert Weizen⸗ fein 9% 
. orte! — = Bert: Wechelerbk 6 4 fe 8. be Wechſelnotirungen: London lang 20, 30 Br., 20, 24 Gd. London kurz pis 9% Win, Ro 5 fein 52 94 Tbl., Hausbaden 8% dis 8% Toi, 
do. do. III. 27 47 F Centralb. f. Genos. 14 0 fr. | 87½ bzB 20, 53 Br., 20, 4 Gd., Amſterdam 172, 00 Br., 17¹, 20 Gd., Wien 182, Ronan Sutiermeht 44 —4% Thlr., Weizenkleie 34 —3 15 Tolr. 4 
1 eee eee Irdschl. Cassenv. 15 2 1) 3 bed 50 Br., 180, 50 Gd., Paris 80, 75 Br., 80, 35 Go., Petersburger Wechſel ß ß ee 
r be. Crate , 0 ft 5% 279, 75 Br. 277, 75 Gd. Frankfurt a. M. 169, 30 Br. 168, 70 Gb. Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
. a Prov.-Wechsl-Bk.! 713 |0 [fr 90% G Hamburg, 24. November. [Getreidemarkt.] Weizen und Roggen Sternwarte zu Breslau. g 
I 1 8 Ver.-Bk. Quistorp 19 10 kr. 27 bz loco feſt, beide auf Termine ruhig, Weizen 126pfd. pr. November 555. 10 Ul. u 3 
EEE 42 99% & Industrie-Pänlere 1000 Kilo netto 187 Br., 186 Go., per November⸗December 1000 Kilo Nachm. 2 U. * 99 1 10 10 
—2 BEE: 95 4 @ Baugess. Plessner 14 05 1 2% B netto 187 Br., 186 Gd., pr. December⸗Januar 2 Kilo netto . 50 7510 m 205 — 201 x) 
SS | ee, 
nn 0. 74. 4½ 99% . .Eisenbabnb.-G.| 0 2 8 R 2 . = r 7 2 
die. Brieg-Neisse 44g 90%, B Wenne 7 184, j4: 11.94. brQ 1000 Kilo netto 160 Br., 158 Gd., pr. December-Januar 1000 Kilo 97 pCt. 94 pCt. 94 pCt. 5 
do. Gosch O derb. 4 | 94 8 e e 59 2 „April⸗Mai Kilo netto 153% Br., 152% NW. 2 NW. 1 24 
do. 10 5 103% 0 Nordd. Papierfabr. 8 r netto 159 Br., 158 Go., pr. April⸗Mai 1000 Kilo netto % Br., Wind N | 
do.Stargard-Ponon, a 8 Westend, Com.-G.|17 0 ftr. 19% bB Gd. Sales matter, 0 feſt, an ruh uus fill * Is — = en trübe, Schnee. trübe. bedeckt, Schnee. | 
0. 40. II. Em. ½ — — a De 30 55, pr. Mai pr. 2 und 58. Spiri ill, per November und per Dreslau. 25 m Wafferſtand.] D.B-4 M. 20 Cm. UM — M. om 
5 45. Niete. 3% 80% G Sa Feen Fo . re December⸗Januar 46, per Marz⸗April und pr. April⸗Mai pr. 100 Liter Dreslau 25 Nad. [Mafferitand.] a * 
> Ostpreuss, Südbahn "5 109% 6 ee 8 Zar ur 100% 46%. Kafſee abwartend, Umſaß 2000 3 3 reiten, st dt Th e ater 
Rechte-Oder- Ufer-B. 5 103 bz ersmarkhüt.)| — 5 2 S i 5 3 * 
ee, Eisenbahn . 4 90 G Be dec hi 5 316 e 3, 60_ Bir... 9, 00, W0., pe. Nobember. 9, 9 g aul- I attowitz 
75 4 Königs- u. Laura. 29 20 4 134% ba Decbr. 9, 55 Gd. Wetter: Schnee. K Mittwoch den 25. Novbr. Drittes / N 
| Chemnitz Komotau i Lauchhammer ..| 9 2 4 öl etbzG Liv vol, 24. November, Vormittags. (B aummoll e.] (Anfangsbericht.) Gaſtſpiel des Fräulein Aglaja Or⸗ 
De e Et 10.3 8 . % 16.167 G Eye licher ih 9 97 e Ne 13,000 Ballen, davon 8 ent. „Die Aftikanerin.” Große Once 
r eee 1 18 ar 1 . amerikaniſche, „ egyptiſche. 5 nit Tanz in 5 Akten von g ö 
b ber bee ben | Where ge f 1 c webe 24. November, Nachmmags. [Baummolfe] (Schlaßberchh.] mer mit dag von F. Gunber. E elm 
20. do. neue | Bl ben |Medenhütts „:. 10” 1 1 | 31 bac Umſatz 12,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. Mufit von Meverbeer. (Selica H 
- Kaschau-Oderberg.. % 77 4 bz Schl. Kohlenwerk, 9 1 4 | 58% bz B tet ih 3 end eher ſchwächer. 9 x „ 
Be 5 1 Schles, Zinkh,-Act 8 a4 100% bz6 ehauptet, ſchwimmen 5 l. Aglaja Org ni.) 
r 967 75 ra, StProAct] s 4,101 % Middl. sn 8%, mioDl. rg re] 155 ‚ Ps * 875 aa ee am 26. November. 
ede 5. | 70%, be Tarnowitz. Bergb.[20 is  j4 | 984, bz middl. fair Dhollerah 4%, good middl. Dholler 4, middl. Dhollerah 37, St deden epprö c Billet- Verkauf bei Gierth 
do. do, 1.5 | 19% bz e fair Bengal 4%, fair Broach 5%, new fair Oomra 5%, good fair Oomra cpp 1 anE 
5 172% bar . ’ 8 9 un ’ - N f z & Werner, Buch u. Musikalien 
2 ie 11% 8 Baltischer Lloyd. os .o Ja 21 60 hs fair Madras 5, fair Pernam 8, fair Smyrna 6%, fair Egyp: | werden uber m ade In Handlung. [2109] 
Mähr-Schl.Centralbahn]fr. | 29%, ban Bresl. Bierbrauer.| — |0 14 | 31% B tian 8%. r 8 er Wittwe Blan ö ſerſtraße | 
Krone Raden weite: [35 5 Brest E-Wagend.| a 35 Fa NE Upland nicht unter low middling November⸗Lieferung 7%, Februar Nr. 19, Vorderhaus 3 Treppen. - ' 
2 u- uns 4% bz 0. Oe Ir. 4 b2G 2 5 ch - 
e eie . e ee  aming e Echt Astrachaner Caviar 
* fe N b * Jörlitz, Eisenb.-B. 76 s A . „ 42 2 
Je. ad. Stantsbahnls 220% 5% |Hofmewag-Fabl6 % ( Water Taylor 10, 207 Water Micholls 11%, 30r Water Oidlow 12%, 30r 0 Trac Gebinden 
1 „ 5 6c Ledde Lesen % 8 d Water Clapton 13%, or Mule Mayoll 12, 40r Medio Wilkinſon 13%, 36r| grau und großkörnig, verſendet in 1, 2, 3, 4, 5 und 10 Pfund Ge { 
do. Obligationen. % | 874, etbz& Schles. Leinenind.|9 % 4. | 90% 6 ater Clayton 19%, ule Mavoll 12, 13%, 60r Double 4 Brutto⸗Pfund 1 T lr. 12½ S 
Farschau-Wien II. 5 | 99 fe S.Act-Br.(Scholtz)) 8 % . 27 8 Warpcops Qualität Rowland 13%, 40r Double Weſton 15%, dubleſa Brutto⸗ bir. 124 Sgr. . lowitz. f 
40 W. J 00, ei. rache % t ii Weston 16, Printers . % BE pie. 117. — Gutes Geſchaft zu 1982 A. Jurasky in Mys „ 
0. F 177 8 2 uchlabri 9 hi + 
f do. Wagenb.-Anst,| 9 0 4 6% B vollen Preiſe. R F x 1 (In Vertretung Dr. Weis . 
Bank-Discont 6 pCt. 5 Tabr.ſ io o ja 180 etersburg, 24. November, Nachmittags 5 Uhr. [Schlußcourſe.]] Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. Ver lau-. 
Lombard-Zinafurs”? pCt, Wilkens lt, [10 f. 90 Wechſel auf London 3 Mt. 38/6, do. hm 3 Mt. 286%. do. Amſterdam Drud von Graß, Barih u. Comp. (W. Briedrich) in . 
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